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EDITORIAL/109: Widerspruchsregelung, Hirntod und andere Unvereinbarkeiten ... (SB)





Wochendruckausgabe 109 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
27.10.2018
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Widerspruchsregelung, Hirntod und andere Unvereinbarkeiten ...

Bis zum heutigen Tag läßt sich mit Gewißheit feststellen, daß das
Aufgebot der Vertreter der "Hirntodkonzeption" zumeist zum Zwecke
einer chirurgischen Organentnahme wissenschaftlich und ärztlich als im
höchsten Maße umstritten betrachtet werden kann.

Bei aller Mühe, eine legitimierende Debatte des eigens damit
beauftragten Ethikrates freizutreten, um zu einer ergebnissicheren
Aussage zu gelangen, ist doch wegen der Akzeptanz der
Hirntodkonzeption und ihrer häufig zugesprochenen Garantie für eine
saubere und schmerzfreie Entnahmewirklichkeit gleichwohl in der
Realität an mit Technik und Pharmazie am Leben gehaltenen Patienten
die vielfach bekannt gewordene, alles andere als schmerz- und
begleiterscheinungsfreie Handhabung durchgesetzt worden.

Mit dem letzten Schritt jener präventiven Enteignung des Menschen,
welcher, seines Körpers beraubt, dann nur mit Hilfe der
Widerspruchsregelung gezwungen sein wird, den Anspruch auf den Erhalt
seiner körperlichen Vollständigkeit über das Sterben hinaus in einem
eigens dafür zu verfassenden Dokument festzuschreiben und
unterschriftlich zu bestätigen, fällt er ganz und gar der
Fremdverfügung anheim.

Versinkt da nicht offensichtlich unser Anspruch auf die rationalen und
zivilen Errungenschaften moderner Zeiten wieder in das Dämmerlicht
geradezu kannibalistischer Umtriebigkeiten und erliegt darüber hinaus
auch noch der Kultur längst überwunden geglaubter Grausamkeiten und
Instinkte?

Im Falle mangelnden Wissens und unzureichender Kenntnisse und Beweise
sollte doch wenigstens zugunsten von Würde und Schmerzvermeidung
unbedingt der humane Einwand und Zweifel den gesellschaftspolitischen
Zuschlag erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


26. Oktober 2018
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ATOM/181: Strafrecht gegen Bürgersinn - Drehtürrhetorik ... (nirgendwo)


nirgendwo - 29. Oktober 2018

Anti-Atom-Prozess am AG HH-Harburg:

Urteilsentwurf existiert vor Prozessbeginn



Im Prozess vor dem Harburger Amtsgericht wegen der Blockade eines
Urantransportes im Hamburger Hafen 2014 machten der Angeklagte und seine
Verteidigung in der Akte eine bemerkenswerte Entdeckung: Neben einem
vorgeschriebenen Prozess-Ablaufplan fanden sie dort auch schon eine
stichpunktartige Urteilsbegründung, versehen mit dem Vermerk "Bitte vor der
Akteneinsicht alle Unterlagen dringend entfernen". Und das vor Beginn der
Beweisaufnahme.

Der Angeklagte beantwortete dies mit einem Befangenheitsantrag wegen des
Verdachts der Voreingenommenheit. Darin beschreibt er den beanstandeten
Akteninhalt wie folgt:

"Bei Durchsicht der Unterlagen fand ich u.a. einen exakten Ablaufplan für
meinen Prozess. In diesem Ablaufplan waren an einigen Stellen noch Lücken
zum Ausfüllen gelassen, beispielsweise für Notizen zum Plädoyer. Unter der
Überschrift "Urteil" jedoch war keine Lücke gelassen. Dort steht zu lesen
"Nötigung in Tateinheit mit Störung öffentlicher Betriebe". Schwarz auf
weiß steht hier also in den Unterlagen schon, dass ich verurteilt werden
soll. Ich kann nicht recht fassen, dass mir dieser Zettel tatsächlich in
die Hände gefallen ist und blättere gespannt um. Was jetzt folgt ist an
Absurdität kaum zu überbieten: Es ist das handschriftliche Konzept der
Urteilsbegründung. Allesamt geschrieben noch bevor die Beweisaufnahme
überhaupt begonnen hat."

Es bestehen zwar Gründe zu der Annahme, dass nicht der jetzige Richter,
sondern seine Vorgängerin, die hier gegenständlichen Papiere angefertigt
hat, jedoch ist das aus den vorliegenden Unterlagen nicht mit
abschließender Sicherheit zu sagen.

Schon oft hatte der Angeklagte die Vermutung, dass insbesondere bei
politischen Prozessen das Urteil bereits vorher feststünde: "Wenn ich das
anderen berichte, so ernte ich zunächst Zweifel. Doch spätestens nach dem
Besuch der dritten oder vierten Gerichtsverhandlung entsteht bei vielen
Prozessbesuchenden das Gefühl, dass ein ehrliches Interesse an einer
Sachaufklärung überhaupt nicht vorhanden ist und es vielmehr darum geht,
die Form halbwegs zu wahren um am Ende ein ohnehin schon feststehendes
Urteil zu verkünden." (aus dem Befangenheitsantrag)

Jetzt bestätigte sich diese Vermutung gleich doppelt schwarz auf weiß:
Nicht nur durch die zufällig gefundenen Unterlagen sondern noch einmal
mehr, als der Befangenheitsantrag von einem anderen Richter abgelehnt
wurde. Er findet es völlig normal, dass Urteile vorab geschrieben werden
und sieht keinerlei Problem darin. So schreibt er in seiner Ablehnung des
Befangenheitsantrags:

"Es ist dem Tatrichter unbenommen, sich schon vor der Hauptverhandlung
durch die Fertigung eines Urteilsentwurfs entsprechend dem jeweiligen
Ermittlungs- bzw. Verfahrensstands auf die Hauptverhandlung vorzubereiten.
Dies kann zum einen der Richtigkeitskontrolle dahingehend dienen, dass die
Beweisaufnahme alle erheblichen Tatsachen und Beweismittel umfasst, und
kann überdies der Verfahrenskonzentration nützlich sein. Den Schluss auf
eine Vorverurteilung des Angeklagten oder einer Befangenheit eines Richters
lässt dies nicht zu."

Zu behaupten, ein vor Prozessbeginn allein aufgrund der Akte angefertigter
Urteilsentwurf sei keine Vorverurteilung, ist realitätsfern und absurd. Die
Bezeichnung "Verfahrenskonzentration" wirkt, als sei damit gemeint,
möglichst fließbandmäßig arbeiten zu können - eben genau das Gegenteil
dessen wofür angeblich eine Hauptverhandlung da ist. Aber wie so oft, wenn
Angeklagte versuchen, Richterverhalten zu kritisieren, sind es andere
Richter oder Richterinnen, die dieses Verhalten decken. Das ist ein Grund,
warum der Angeklagte nicht glaubt, von Gerichten Gerechtigkeit erwarten zu
können.



Weitere Informationen zu Repression gegen Anti-Atom Aktivist*innen, sowie
im Volltext der Befangenheitsantrag gegen den vorsitzenden Richter, dessen
dienstliche Erklärung und die Ablehnung des Befangenheitsantrages:

nirgendwo.info

Weitere Informationen zu Atomtransporten durch Hamburg:

atomtransporte-hamburg-stoppen.de

 * 

Quelle:

nirgendwo

Solidarische Unterstützung für repressionsbetroffene Anti-Atom-Aktive

E-Mail: atomtransporte@nirgendwo.info

Internet: http://nirgendwo.info



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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KOHLEALARM/510: Klimakampf und Kohlefront - und gerade Proschim ... (Umweltgruppe Cottbus)


GRÜNE LIGA - Pressemitteilung vom 29. Oktober 2018

<31. Oktober: Tagebaukritiker führen im bedrohten Proschim Debatte zur
Zukunft der Kohleregion



Am 31. Oktober treffen sich im vom Braunkohletagebau bedrohten Dorf Proschim
Kritiker der Abbaggerung zu einer symbolischen Aktion für den Erhalt des
Dorfes und diskutieren anschließend mit kompetenten Gästen über den
Strukturwandel im Kohlerevier.

"Seit 2011 ist der Reformationstag ein fester Treffpunkt für Lausitzer
Tagebaukritiker und ihre Gäste. Während der frühere Treffpunkt Atterwasch
gerettet werden konnte, will der LEAG-Konzern das Dorf Proschim noch immer
zerstören. Um an Zukunftsperspektiven für die Lausitz mitbauen zu können,
brauchen die Menschen endlich die Sicherheit, dass der Tagebau Welzow-Süd
II nicht kommt." erklärt Hannelore Wodtke, Stadtverordnete von Welzow
(Grüne Zukunft Welzow) und zugleich Vertreterin der Lausitzer
Tagebaubetroffenen in der Kohlekommission der Bundesregierung.

"Wir wollen die Gelegenheit nutzen, gemeinsam mit lokalen Akteur*innen und
Betroffenen Herausforderungen des Strukturwandels klar zu benennen, aber
auch Lösungsansätze zu entwickeln und Ideen für eine Weiterentwicklung der
Lausitz zu sammeln." sagt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten ab 14 Uhr die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg
und die GRÜNE LIGA Cottbus eine Gesprächsrunde im Proschimer Kulturhaus.
Dort können alle Interessierten aus der Region ins Gespräch kommen mit
Hannelore Wodtke (Grüne Zukunft Welzow, Mitglied der Kohlekommission des
Bundes), Daniel Häfner (Lehrbeauftragter für sozialwissenschaftliche
Umweltfragen an der BTU Cottbus-Senftenberg) und Jörg Staude (Journalist).
Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann vom RLS-Regionalbüro Lausitz moderiert die
Veranstaltung und wird versuchen, gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze
für eine von unten kommende und lokal spezifische Strategie für den
Strukturwandel zu sammeln.

Zuvor laden um 12 Uhr Bürgerinitiativen und Umweltgruppen zu einer
symbolischen Aktion für die Zukunft des Ortes ein.

Bereits um 11 Uhr führt die Welzower Kirchgemeinde in der Proschimer Kirche
eine Andacht zum Reformationstag durch.

Treffpunkt und Veranstaltungsort ist das Proschimer Kulturhaus, Welzower
Str. 53, 03119 Proschim/Prožym

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/509: Klimakampf und Kohlefront - gewaltfreier Widerstand ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 28. Oktober 2018, 15.30 Uhr

Fazit: Größte Aktion zivilen Ungehorsams gegen Kohle +++ "Kohlegruben des Rheinischen Reviers sind Symbole der Klimabewegung geworden"






[image: Foto: Michael Goergens, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]

Über 5000 Menschen aus ganz Europa im Protestcamp bei Düren nahe des Hambacher Forstes

Foto: Michael Goergens, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



6.500 Menschen beteiligten sich am Wochenende an der bisher größten
Aktion zivilen Ungehorsams gegen Braunkohleabbau. Mehrere tausend
Aktivist*innen besetzten für über 24 Stunden die Gleise der
Hambach-Bahn und blockierten damit den Tagebaubetrieb. Einige
Aktivist*innen ketteten sich an den Schienen an und setzten damit die
Besetzung fort. Sie werden zur Zeit noch von der Polizei geräumt.

"Die Kohlekommission hält krampfhaft an veralteten Energietechnologien
fest. Sie will unsere Zukunft dem Gewinnstreben von Konzernen opfern.
Mit unserer Aktion haben wir gezeigt: Damit wird sie nicht
durchkommen! Die Mehrheit der Bevölkerung will jetzt sofort
Kohlekraftwerke abschalten", so Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende
Gelände.

Selma Richter, Sprecherin von Ende Gelände: "Der Hambacher Forst und
die Kohlegruben des Rheinischen Reviers sind Symbole der Klimabewegung
geworden. Noch nie haben sich so viele Menschen mit zivilem Ungehorsam
für wirksamen Klimaschutz eingesetzt."

Das Bündnis Ende Gelände hatte wochenlang über eine Fläche für ein
Protestcamp verhandelt. Ein erstes Camp wurde in einer nächtlichen
Aktion von der Polizei geräumt. Auf dem zweiten Camp sammelten sich am
vergangenen Freitag 4.500 Aktivist*innen. Insgesamt machten sich am
Samstag 6.500 Aktivist*innen auf den Weg, um Braunkohle-Infrastruktur
rund um den Tagebau Hambach zu blockieren und um für den sofortigen
Kohleausstieg zu protestieren.

Eine kleine Gruppe besetzte in den frühen Morgenstunden des Samstags
einen Kohlebagger, der für mehrere Stunden stillstand. 4.000
Aktivist*innen besetzten für über 24 Stunden die Schienen der
Hambach-Bahn und blockierten damit die Belieferung der umliegenden
Kraftwerke mit Braunkohle. Einige Aktivist*innen ketteten sich an den
Schienen an. Entsprechend des Aktionskonsens verhielten sich die
Aktivist*innen friedlich und ließen sich von Eskalationsversuchen
seitens der Polizei nicht von ihren Vorhaben abbringen.




[image: Foto: Merwin Goldschmit, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/]

Tausende Aktivist*innen auf dem Weg zur größten Massenaktion zivilen Ungehorsams der Klimagerechtigkeitsbewegung

Foto: Merwin Goldschmit, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/



 * 


Pressemitteilung vom 28.10.2018 um 11:25 Uhr

Tagebaubetrieb seit 24 Stunden blockiert +++ Aktivist*innen laufen
in Demo-Zug Richtung Protestcamp +++ andere Aktivist*innen an Schienen
festgekettet

Ellen, 28.10.2018. Nach 24 Stunden erfolgreicher Blockade der
Hambachbahn brechen viele Aktivist*innen in einem Demo-Zug Richtung
Protest-Camp in Stepprath-Düren auf. Eine Gruppe von Aktivist*innen
haben sich an den Schienen festgekettet und halten so die Blockade des
Tagebaubetriebs weiter aufrecht.

Über die Nacht hinweg hatten mehrere tausend Menschen die Schienen der
"Schlagader" des Braunkohlereviers besetzt und so den Transport von
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach zu den umliegenden Kraftwerken
verhindert.

"Der 1,5°C-Sonderbericht des Weltklimarats hat es deutlich gesagt: es
geht nur mit dem sofortigen Kohleausstieg. Wir lassen uns nicht länger
hinhalten, sondern setzen den sofortigen Kohleausstieg selber um. Wir
machen weiter, bis das letzte Kohlekraftwerk abgeschaltet ist und der
letzte Kohlebagger ruht", so Selma Richter, Pressesprecherin von Ende
Gelände.

 * 


Pressemitteilung vom 28.10.2018 um 09:00

Noch immer blockieren 2.000 Aktivist*innen die Schienen der
Hambach-Bahn +++ "Unser Protest lässt sich nicht räumen"

Auch über Nacht haben 2.000 Aktivist*innen die Schienen der
Hambach-Bahn besetzt gehalten. Gestern waren insgesamt 6.500 Ende
Gelände-Aktivist*innen im Rheinischen Braunkohlerevier unterwegs, um
den Betrieb des Tagebau Hambach zu blockieren. Eine Gruppe von ca.
4.000 Menschen hatte dabei gegen 13.30 Uhr die Schienen der RWE-Bahn
besetzt, von denen ein Großteil in der Nacht trotz Kälte ausharrten.
Die Polizei verhinderte die Versorgung der Aktivist*innen mit Wasser
und Essen.

Die Bahn, von RWE als "Schlagader des Reviers bezeichnet",
transportiert die Braunkohle aus dem Tagebau Hambach zu den
umliegenden Kraftwerken. Normalerweise fahren auf dieser Strecke
mehrmals pro Stunde voll beladene Kohle-Züge (ca. 9.000 Tonnen pro
Stunde).

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände: "Unser Protest
lässt sich nicht räumen, unsere Stimme lässt sich nicht ignorieren.
Diesen Sommer haben wir die Folgen des Klimawandels selbst zu spüren
bekommen, mit Hitzewellen und dem Rekordniedrigwasser im Rhein. Aber
wir kämpfen hier auf den Schienen nicht nur für unsere eigene Zukunft.
Wir kämpfen auch für die Lebensgrundlage der Menschen im globalen
Süden, die z.B. durch Hurrikanes und Dürren schon jetzt am Schwersten
vom Klimawandel betroffen sind."




[image: Foto: Tim Wagner, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/]

Kohletransport blockiert durch Besetzung der Gleise der Hambach-Bahn

Foto: Tim Wagner, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/



 * 


Pressemitteilung 27.10.2018 - 19 Uhr

2000 Menschen halten "Schlagader" des Rheinischen
Braunkohlereviers" besetzt +++ Insgesamt 6.500 Menschen bei Ende
Gelände Aktion

Kerpen-Buir - Rund 2000 Ende Gelände Aktivist*innen halten seit 13.30
Uhr durchgehend die Hambach-Bahn bei Kerpen-Buir besetzt. Die Gruppe
ist Teil einer massenhaften Aktion zivilen Ungehorsams, an der heute
insgesamt 6.500 Menschen teilnahmen.

"Wir sitzen hier an einem hochsensiblem Punkt von RWEs Kohlekomplex",
sagt Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände. "Aus Europas
größter Kohlegrube kann gerade kein Gramm Kohle heraustransportiert
werden. Wenn die Regierung und die Kohlekommission beim Klimaschutz
blockieren, müssen wir den Kohleausstieg selbst in die Hand nehmen!"

An einem normalen Tag transportiert die Hambach-Bahn etwa 9.000 Tonnen
Braunkohle pro Stunde aus dem Tagebau Hambach zu den drei umliegenden
Kraftwerken. RWE selbst bezeichnet die Hambach-Bahn als "Schlagader
des Reviers".

"Wenn wir die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels verhindern
wollen, müssen wir aus der Kohle und aus allen fossilen Energien
aussteigen - sofort", sagt Karolina Drzewo von Ende Gelände. "Dafür
braucht es einen grundlegenden Wandel hin zu einer Wirtschaft, die
nicht auf endlosem Wachstum und Naturzerstörung basiert."

 * 


Pressemitteilung 27.10.2018 um 13:30 Uhr

Ende Gelände: Größte Massenaktion zivilen Ungehorsams +++ Mehrere
Tausend besetzen die Kohle-Bahn Hambach +++ 6.500 Aktivist*innen
unterwegs um Kohle-Infrastruktur zu besetzen

Düren-Stepprath - "Das ist die größte Massenaktion zivilen Ungehorsams
der Klimagerechtigkeitsbewegung, die wir hier je gesehen haben," sagt
Selma Richter, Sprecherin von Ende Gelände.

Mehrere tausend Ende Gelände-Aktivist*innen blockieren seit 13:15 Uhr
die Schienen der Hambach-Bahn, welche die RWE-Kraftwerke in
Niederaußem, Frimmersdorf und Neurath mit Braunkohle aus dem Tagebau
Hambach versorgt. Ca. 40 Menschen halten zudem seit den frühen
Morgenstunden im Tagebau Hambach einen Kohle-Bagger besetzt. Insgesamt
sind über 6.500 Aktivist*innen des Aktionsbündnisses Ende Gelände
unterwegs, um Braunkohle-Infrastruktur in der Region zu blockieren.

Menschen aus ganz Europa sind in den letzten Tagen ins Rheinland
gereist und haben sich in einem Protest-Camp bei Düren gesammelt. Am
Morgen waren 5.000 Aktivist*innen vom Protest-Camp aus losgegangen, um
ein Zeichen für den sofortigen Kohleausstieg zu setzen; weitere 1.000
Aktivist*innen starteten vom Camp am Hambacher Wald in Manheim.
Weitere Gruppen schlossen sich den Aktionen an.

"Der Weltklimarat hat gerade gewarnt, dass wir sofort handeln müssen,
um den menschengemachten Klimawandel noch einzudämmen. Die ewigen
Verhandlungen der Kohlekommission gehen komplett an der Realität
vorbei. Weil die Regierung die historisch einmalige Chance für
Klimaschutz verpatzt, nehmen wir den Kohleausstieg selbst in die
Hand," so Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für den sofortigen
Braunkohleausstieg. Es besteht aus Gruppen und Einzelpersonen aus
verschiedenen sozialen Bewegungen. Ende Gelände ist Teil einer
globalen Graswurzelbewegung, die für Klimagerechtigkeit, gegen fossile
Energieträger und für eine globale Energiewende von unten eintritt.
Bereits 2015, 2016 und 2017 gab es Blockaden mit vielen tausend
Menschen von Kohle-Infrastruktur im Rheinland und in der Lausitz.

 * 


Pressemitteilung vom 27.10.2018 um 09:00 Uhr

Ende Gelände zieht los in eine Zukunft ohne Kohle +++ 5.000
Aktivist*innen auf dem Weg

Düren-Stepprath, 27.10.2018 - 5.000 Aktivist*innen sind heute morgen
um 9 Uhr von einem Protest-Camp in Düren-Stepprath aus losgezogen. Sie
starten in ein Aktionswochenende, um ein Zeichen zu setzen für den
sofortigen Kohleausstieg und für Klimagerechtigkeit.

"RWE und die Regierung klammern sich an eine zerstörerische
Technologie von gestern", sagt Selma Richter, Pressesprecherin von
Ende Gelände. "Doch wir machen uns heute mit tausenden Menschen auf
den Weg in eine Zukunft ohne Kohle. Und die Mehrheit der Menschen
steht hinter uns."

Gleichzeitig mit den Ende Gelände Aktionen findet heute eine
Solidaritäts-Demo "Ende Gelände für die Kohle" in Buir statt, die von
Umweltverbänden organisiert wird. Außerdem haben 19 Umweltverbände und
entwicklungspolitische Organisationen eine Solidaritätserklärung mit
Ende Gelände unterzeichnet. Darin heißt es u.a.: "Ziviler Ungehorsam
gegen existenzielle Gefahren und Missstände hat eine lange und
bedeutende demokratische Tradition. [...] 'Ende Gelände' ist ein
aufrüttelndes Signal zum Ausstieg aus einer zerstörerischen
Technologie, für den globalen Erhalt der Umwelt und für gelebte
Solidarität mit unseren Mitmenschen weltweit, insbesondere denen, die
schon heute von der Klimakrise bedroht sind."

Voller Text der Solidaritätserklärung:

https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/508: Klimakampf und Kohlefront - Stimme der Straße ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu Ende Gelände 2018

Kohleausstieg jetzt beherzt anpacken



Buir, 28.10.2018. Am Samstag, den 27.10.2018 habe ich gemeinsam mit vielen
tausenden anderen Bürger*innen, darunter vielen Familien, an der
Solidaritäts-Demo für Ende Gelände [1] teilgenommen.

Im Folgenden finden Sie ein Zitat zu meinen Beweggründen.

"In der sogenannten Kohlekommission fehlen u.a. die Vertreter*innen von
Jugend- und Entwicklungsorganisationen. Sie wurden weder als Mitglieder in
die Kommission berufen, noch bei den fast 100 Expertenanhörungen
berücksichtigt. Umso wichtiger ist es, dass Ende Gelände jetzt erneut die
Stimme für diejenigen erhebt, die am meisten unter den Folgen der
Klimazerstörung leiden: die betroffenen Menschen im globalen Süden, deren
Existenzen und auch Leben durch den Klimawandel gefährdet und zerstört wird
und die nachfolgenden Generationen.

Auch wenn an dieser größten Aktion des zivilen Ungehorsams mit an die 6.500
Teilnehmer*innen quer durch alle Generationen teilgenommen haben, sind es
mehrheitlich junge Menschen gewesen, die sich im Rheinischen
Braunkohlenrevier, dem Hot-Spot der CO2-Emissionen, für mehr
Klimagerechtigkeit eingesetzt haben. Das ist die Generation, die zukünftig
selber am meisten unter den Folgen der Klimakrise wird leiden müssen. Neben
dem eigenen Betroffensein auch die verheerenden weltweiten Auswirkungen der
weiteren ungebremsten Kohleförderung und -verstromung im Blick zu haben,
zeugt von großem Verantwortungsbewusstsein. Einem
Verantwortungsbewusstsein, welches zahlreiche Akteure aus der Wirtschaft,
aus Gewerkschaften, der Politik und in Regierungsverantwortlichkeit auch
gegenüber nachfolgenden Generationen nach wie vor vermissen lassen."


Anmerkung:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/aufruf-2018/

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/507: Klimakampf und Kohlefront - von allen getragen ... (NaturFreunde)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, Campact, 350.org,
NaturFreunden Deutschlands und Umweltinstitut München vom 27. Oktober 2018

Tausende zeigen sich solidarisch mit "Ende Gelände" 



Buir, 27. Oktober 2018. Mehrere Tausend Menschen haben heute ihre
Solidarität mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams des
Protest-Netzwerks "Ende Gelände" gezeigt. Sie nahmen an der 
Solidaritäts-Kundgebung am Hambacher Wald teil, zu dem ein Bündnis aus Umwelt- und
zivilgesellschaftlichen Organisationen aufgerufen hatte. Die über 5.000
Aktivistinnen und Aktivisten von "Ende Gelände" werden noch bis zum 29.
Oktober unter anderem Kohlebagger im Rheinischen Braunkohlerevier mit
Aktionen wie Sitzblockaden zum Stillstand bringen. Heute wurde der erste
Bagger besetzt.

"Wir alle hier sehen in den Aktionen von 'Ende Gelände' ein aufrüttelndes
Signal für den Klimaschutz. Das sollten weder Politiker und Politikerinnen
noch RWE ignorieren", sagten die Veranstalter. "Wir können nachvollziehen,
dass sich viele Menschen aufgrund der drohenden Klimakatastrophe an
Aktionen des zivilen Ungehorsam beteiligen." Die Demonstrantinnen und
Demonstranten setzen sich für einen ambitionierten Kohleausstieg, die
dauerhafte Rettung des Hambacher Waldes und der vom Tagebau bedrohten
Dörfer ein.

Die Solidaritäts-Demonstration wird von der Initiative Buirer für Buir,
Campact, 350.org, den NaturFreunden Deutschlands und dem Umweltinstitut
München getragen. Sechzehn Organisationen haben außerdem eine
Solidaritäts-Erklärung mit "Ende Gelände" unterzeichnet.

Der Hambacher Wald im Rheinischen Revier ist inzwischen international zum
Symbol des Widerstands gegen die weitere Nutzung der Braunkohle geworden.
Hier zeigt sich der Protest gegen eine verfehlte Energiepolitik, die sich
gegen Natur- und Klimaschutz richtet. Am 5. Oktober stoppte ein Gericht
vorläufig die von RWE geplante Abholzung. In der bisher größten
Demonstration protestierten am 6. Oktober mehr als 50.000 Menschen für den
Erhalt des Hambacher Waldes und den schnellen Kohleausstieg.


Hinweise:

Informationen zur Soli-Demonstration:

www.kohle-soli-demo.de

Informationen zur Protestaktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion


Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.naturfreunde.de/solidaritaets-erklaerung-mit-dem-ende-gelaende-protest-gegen-die-kohleverstromung-im-oktober-2018

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.10.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/506: Klimakampf und Kohlefront - selektive Sperren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 26. Oktober 2018, 15.42 Uhr

1200 Personen am Bahnhof Düren festgehalten ++ "Unzulässige Freiheitsberaubung"



Seit fünf Stunden hält die Polizei 1200 Personen am Bahnhof Düren
fest. Die Aktivist*innen waren über Nacht mit einem Sonderzug von Prag
über Leipzig und Berlin angereist und möchten weiter zum angemeldeten
Ende-Gelände-Protest-Camp in Stepprath (Ortsteil von Düren).

Beim Verwaltungsgericht Aachen wurden zwei Eilanträge gegen diese
polizeiliche Maßnahme gestellt wegen "Verstoß gegen die
verfassungsrechtlich geschützte Versammlungsfreiheit."

Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände, kritisiert das
Vorgehen der Polizei als unzulässige Freiheitsberaubung.




[image: Foto: Jens Volle, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]

Polizeieinsatz am Bahnhof Düren gegen Klimaaktivist*innen

Foto: Jens Volle, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



"Die Polizei hat den Zug schon mehrmals aufgehalten und kontrolliert.
Sie wissen, dass sie nichts finden werden. Dass sie uns hier
stundenlang festhalten, ist eine reine Schikane, mit der sie uns
kriminalisieren und einschüchtern wollen. Es ist absurd und nicht zu
rechtfertigen, Menschen auf ihrem Weg zu einer angemeldeten
Versammlung durch Personenkontrollen abzuschrecken."

"Die letzten Monate haben gezeigt: Die öffentliche Meinung steht
hinter unserem Protest gegen Kohle. Wir lassen uns nicht aufhalten."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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LATEINAMERIKA/092: Indigene Völker in Brasilien klagen nach Bolsonaros Wahl über zunehmende Gewalt


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

Übergriffe auf indigene Völker müssen geahndet werden

Kritik an neuem Super-Ministerium



Göttingen, den 31. Oktober 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat erste Hilferufe von indigenen Völkern in Brasilien erhalten, die
nach der Wahl des Rechtspopulisten Jair Bolsonaro zum Staatspräsidenten von
einer Zunahme gewaltsamer Übergriffe berichten. So beklagten die
Guarani-Kaiowa im Bundesstaat Mato Grosso do Sul massive Einschüchterung
und Übergriffe am Wahltag (28. Oktober 2018). "Bolsonaros Anhänger sehen
sich durch die jüngsten Wahlerfolge offensichtlich so gestärkt, dass sie
darauf vertrauen, dass ihre Übergriffe auf indigene Völker straflos
bleiben", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in
Göttingen. Dringend forderte die Menschenrechtsorganisation die Behörden
Brasiliens auf, den Schutz indigener Völker und den Respekt der
brasilianischen Gesetze zu gewährleisten.

Nachdrücklich warnte die GfbV auch vor der am Dienstag angekündigten
Zusammenlegung der Ministerien für Landwirtschaft und Umwelt. Ein solches
Mega-Ministerium wäre nach Ansicht der Menschenrechtsorganisation eine
Gefahr für den Schutz Amazoniens als "grüne Lunge" der Welt, weil der
Umweltschutz nur nachrangig behandelt würde. Zu einflussreich sei die
Agrarlobby, die einen Großteil von Politik und Wirtschaft in Brasilien
beherrsche. Schon in den Vorjahren hatten sich Großgrundbesitzer im
Parlament und Senat Sonderrechte einräumen lassen und den Schutz indigener
Territorien verwässert.

Gewaltsame Konflikte wurden in den letzten Tagen vor allem aus Regionen
gemeldet, in denen indigene Völker zur Durchsetzung ihrer Rechte ihr
angestammtes Land besetzt haben. So griffen am Wahltag nahe der Stadt
Dourados (Bundesstaat Mato Grosso do Sul) 30 Bewaffnete eine Siedlung der
Guarani-Kaiowa an und zerstörten 35 Häuser. Mindestens 15 Indigene wurden
bei dem Angriff verletzt. Auch in dem Ort Caarapo im gleichen Bundesstaat
formierten sich Bolsonaros Anhänger zu einem Autokorso und bedrohten
Guarani-Kaiowa. In Miranda (gleicher Bundesstaat) beschossen siegessichere
Bauern am Wahltag indigene Terena, die sich für ihre Landrechte engagieren.
In dem Ort Dois Imaos do Buriti (Mato Grosso do Sul) griffen
Bolsonaro-Anhänger Indigene an und zerstörten mehrere ihrer Häuser. In dem
Ort Jatoba (Bundesstaat Pernambuco) wurde eine Krankenstation für Indigene
am Wahlsonntag von Brandstiftern vorsätzlich niedergebrannt. "Bolsonaro
darf dieser Einschüchterung und Gewalt durch seine Anhänger nicht weiter
Vorschub leisten, da ansonsten ein Klima der Angst und des Schreckens
entstehen wird", erklärte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUSSICHTEN/8444: Und morgen, den 1. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.11.2018 bis zum 02.11.2018 +++
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KALENDERGESCHICHTEN/095: 11-2018   Verkehrte Welt - Feindvertreibung ... (SB)





[image: Der Mann wehrt sich gegen die angreifenden Tiere, Fuchs, Kater, Enten, Maus und rennt davon - Buntstiftzeichnung © 2018 by Schattenblick] 

Die Pfote von Lukas, dem Marderhund, hatte einen schönen Blätterverband
erhalten. In der Zwischenzeit war auch Kater Chiko auf dem Hof
eingetroffen. In trauter Zusammenkunft schliefen, fraßen und redeten
sie oder paddelten auf dem See, als diese Ruhe durch einen
schimpfenden Herrn gestört wurde. Eine Bauersfrau rief dem
davonfahrenden Mann etwas hinterher, die Tiere wunderten sich.



Die Bauersfrau saß auf der Bank vor ihrem Haus und blickte auf ihre
Gäste, die sich am See versammelt hatten und entschloss sich, zu ihnen
hinüber zu gehen. Aber sie wollte nicht mit leeren Händen ankommen,
schnappte sich die Schüssel mit dem Entenfutter und streute es vor
sich aus.

"Ah, die wollen bestimmt auch etwas trinken", überlegte sie laut und
lief noch einmal zum Haus, holte eine Schale mit Milch und einen
großen Topf mit frischem Wasser. Auch die stellte sie in der Nähe der
Tierversammlung ab.

"Hallo, seid willkommen. Leider habe ich nur Entenfutter, aber ihr
könnt gern alle davon essen, davon habe ich genug", bot sie an.

Auf einmal drang deutlich das Wort "Entenfutter" in den Traum der
kleinen Ente Gina, die sofort erwachte und ihren Augen kaum zu trauen
wagte, als sie tatsächlich dicht vor sich eine große Menge der
Köstlichkeit entdeckte. Flugs hopste sie auf ihre Entenfüßchen und
wollte gerade mit dem Mahl beginnen, als sie die Bauersfrau erblickte,
die dort auf einem Stein hockte und ihr freundlich zulächelte.

"Na, Entchen, friss nur, es ist genug für alle da", ermunterte die
Frau Ente Gina, die noch so klein und arglos war, an nichts Böses
dachte und sich das nicht zweimal sagen ließ. Nun war auch Lukas
aufgewacht, der alles noch aus kleiner Entfernung beobachtete.

"Hey, Henry, sieh mal was Gina da macht, sie futtert und scheint keine
Angst vor der Frau zu haben. Sollten wir nicht auch dorthin gehen?",
rief Lukas.

"Ihr wartet hier", bestimmte Chiko, "mit Menschen kenne ich mich gut
aus. Ich werde schon herausfinden, ob wir der Bauersfrau trauen
können. Menschen können sehr gefährlich sein, auch wenn sie sich ganz
harmlos geben und so tun, als könnten sie keiner Fliege ein Leid
zufügen."

Chiko trabte also zu der Frau hinüber, schnupperte, um vielleicht schon
eine Gefahr zu wittern. Doch alles schien ganz normal zu sein und so
fasste er sich ein Herz und schmiegte sich an ihre Beine. Die
Bauersfrau streichelte ihn sanft und er begann zu schnurren. Als Chiko
dann noch die Schale mit Milch entdeckte, verlor er alle Scheu und
schleckte genüsslich das leckere Trinken. Danach drehte er sich zu
seinen Gefährten um und gab Entwarnung.

"Hey, Leute, ihr könnt alle kommen, hier droht keine Gefahr!"
Alsbald scharrten sich alle um die Bauersfrau, die sich sichtlich
darüber freute.

"Wo kommt ihr denn alle auf einmal her?", erkundigte sich die Frau. Da
alle nur erstaunte und fragende Gesichter machten und dann freundlich
lächelten, redete sie einfach weiter. "Na, ich will es gar nicht so
genau wissen. Ich heiße Svenja und mir gehört der Hof. Na, er ist
etwas heruntergekommen, nicht mehr ganz heil, hier und da regnet es
durchs Dach, aber wenn ihr wollt, könnt ihr euch hier häuslich
niederlassen."

Marderhund, Fuchs, Ente, Kater und Maus setzten sich fast gleichzeitig
auf ihre Hinterteile und starrten die Frau Svenja erwartungsvoll an.
Sie musste lachen als sie ihre Gäste so betrachtete.

"Na, dann ist das wohl abgemachte Sache. Sucht euch alle ein
Plätzchen. Ich werde derweil überlegen, was ich für euch zum Fressen
besorgen kann. Also, ihr Lieben, fühlt euch wie Zuhause."

"Chiko, was machen wir denn jetzt? Du sagst doch, dass du dich mit
Menschen auskennst. Also los, nun sag ihr schon, dass wir gerne
bleiben wollen!"

Der Kater überlegte kurz, wie er das am besten anstellen sollte, da
hüpfte Entchen Gina auch schon mit einem gekonnte Sprung in den Schoß
der Bauersfrau. Die nahm sie zärtlich in ihre Hände und sprach ganz
lieb zu ihr. Chiko reckte sich und hob seine Tatzen auf ihre Knie,
Henry Maus krabbelte über Chiko hinweg und hockte sich neben des
Katers Tatze. Lukas legte sich einfach dicht neben die Frau auf die
Erde und Mika setzte sich als braver Fuchs artig vor Frau Svenja hin.
Die Frau war überglücklich, dass sie nun nicht mehr allein war.

Doch plötzlich brummte es laut im Hintergrund, dann quietschte es ganz
fürchterlich, es folgte ein lautes Türknallen und der Herr, der am
Vormittag schon einmal Frau Svenja aufgesucht und so unfreundliche
Flüche ausgestoßen hatte, baute sich direkt vor ihr auf. Dabei machte
er einen sehr bedrohlichen Eindruck.

"Ich habe es mir überlegt, ich mache Ihnen noch ein letztes, wirklich
einmalig gutes Angebot und rate Ihnen, Ihren Hof an mich zu verkaufen.
Ansonsten lasse ich mir etwas einfallen, wie ich Sie von hier in ein
Altersheim verfrachten kann. Mir wird da schon etwas einfallen, gegen
das Sie nichts unternehmen können. Bedenken Sie, Sie sind nur eine
alte, einsame Frau! Was glauben Sie, was Sie gegen mich und mein Geld
ausrichten können?", brüllte der Mann und grinste dabei hämisch.

"Ich werde nicht verkaufen, das Land und der Hof gehören mir. Und
solange ich mich noch selbst versorgen kann, werde ich auf keinen Fall
in ein Altersheim gehen, ganz egal was Sie sich einbilden!", beharrte
Frau Svenja wütend.

"Chiko, weißt du was ein Altersheim ist", besorgt piepste Gina, da sie
merkte, dass es ein Ort sein muss, an den die Bauersfrau nicht gehen
mochte.

"Tja, das ist eigentlich kein schlimmer Ort, dort gehen die alten
Menschen hin, die allein nicht mehr zurechtkommen. Dort erhalten sie
Essen und einen Platz zum Schlafen, jedenfalls habe ich das so gehört.
Besser weiß ich es nicht", gestand der alte Kater.

"Ist doch piepegal, verdammt, die Frau will hier bleiben und der Mann
soll verschwinden. Los, Leute, wir müssen ihr helfen und ihn
vertreiben. Dieser Mensch ist doch unmöglich, so gemein zu einer alten
Frau zu sein, das können wir nicht zulassen!", erbost stemmte der
Fuchs sich mit seinen vier Pfoten ins Gras.

"Ja, der muss weg, die Frau muss bleiben und wir auch", stimmte Lukas
lauthals zu, wobei er von all den anderen unterstützt wurde, selbst
von all den Enten, die sich inzwischen auch hier versammelt hatten.

Ohne dass sie sich besonders abgesprochen hätten, griffen sie den
unverschämten Eindringling an, jeder nach seinem Können. Kater Chiko
sprang an dem Mann hinauf, krallte sich an dessen Kragen und verpasste
ihm einen kräftigen Tatzenhieb mit seinen Krallen über die Wange. Die
Enten zerrten und zupften an seinen Hosenbeinen und zwickten ihn mit
ihren Schnäbeln in die Waden. Mutig krabbelte Henry Maus in einen
seiner Jackenärmel, lief dort rauf und runter, zwickte ihn hier und da
in den Arm und verschwand wieder, bevor der Mann nach ihm schlagen
konnte. Lukas konnte nicht viel unternehmen, aber wunderbar gruselig
Fauchen, das bekam er ganz gut hin. Mika zerriß dem Bösewicht das
Hosenbein und zog so sehr daran, dass der unangenehme Mensch taumelte
und schwankend zu Boden fiel. Die Gelegenheit ließ sich Rebecca nicht
entgehen, sprang auf seinen Bauch und hieb ein paar mal mit dem
Schnabel drauf. Der Mann schlug um sich und versuchte, sich von den
Angreifern zu befreien. So rasch wie möglich kam er auch wieder auf
die Beine, fluchte und schimpfte und strafte Frau Svenja mit bösen
Blicken.

"Tja, mein Herr, wie Sie sehen bin ich weder allein, noch hilf- und
schutzlos. Ich habe hier eine Menge zu tun und für alle zu sorgen.
Mein letztes Wort, ich verkaufe nicht und wann und ob ich überhaupt
irgendwann einmal irgendwo hin gehen werde, das entscheide ich ganz
allein. So und nun verlassen Sie auf der Stelle meinen Hof!",
energisch und mit äußerst fester Stimme, die keinen Widerspruch
duldete, trat sie dem Fremden entgegen. Tatsächlich verließ der
Eindringling ohne weitere Worte die Bauersfrau und ihre Tiere, stieg
in sein Auto und ward nie mehr gesehen.

Alle waren erleichtert und freuten sich. Doch wie sollte es nun
weitergehen?

Fortsetzung folgt ...



zum 1. November 2018
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GLEICHHEIT/6753: Erneut Großrazzia der Polizei in Flüchtlingsunterkunft


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Erneut Großrazzia der Polizei in Flüchtlingsunterkunft

Von Marianne Arens

31. Oktober 2018



Je mehr Menschen sich in Wahlen und auf Massenkundgebungen gegen die
Regierung stellen, desto entschlossener rückt sie nach rechts. In Bayern
terrorisiert die Landesregierung Menschen in Flüchtlingsunterkünften
regelrecht.

Am 24. Oktober gegen Mittag überfiel die bayrische Polizei eine Außenstelle
des Ankerlagers Deggendorf, die in einer Industriehalle in Stephansposching
untergebracht ist. Die Einrichtung wurde komplett abgeriegelt, die
anliegende Autobahn A92 gesperrt und sämtliches Versorgungspersonal,
einschließlich der Security und der Verantwortlichen für die Essensausgabe,
nach Hause geschickt. Darauf drangen mehrere Hundert martialisch bewaffnete
und behelmte Polizisten, verstärkt von Bereitschaftspolizei und SEK, mit
langen Stöcken und Hunden in die Halle ein. 17 Personen wurden
festgenommen.

Ähnlich wie schon bei der Großrazzia in Ellwangen [1] Anfang Mai war dieser
Überfall die Antwort des Staats auf eine Solidarisierungsaktion
geflüchteter Menschen in der Unterkunft.

Am Vorabend hatte die Polizei versucht, einen Jugendlichen aus Sierra Leone
abzuholen, der gemäß Dublin-III nach Italien abgeschoben werden sollte. Da
sie ihn nicht antraf, kehrte die Polizei am frühen Mittwochmorgen, den 24.
Oktober, zurück und durchsuchte die Halle.

Ein unbeteiligter Mann aus Nigeria, vermutlich zum x-ten Mal frühmorgens
aus dem Schlaf geschreckt, protestierte lautstark dagegen. In der
Polizeipressemeldung heißt es dazu, ein "29-jähriger Mann" habe "in
aggressivem Ton seinen Unmut über die Anwesenheit der Beamten" ausgedrückt,
indem er "mehrmals gegen Einrichtungsgegenstände schlug, Stühle umwarf und
versuchte, Polizeibeamte körperlich zu bedrängen".

Die Polizei versuchte sofort, diesen Mann "in Gewahrsam" zu nehmen, was
seine Reaktion des "körperlichen Bedrängens" der Beamten erklärt. Dies war
jedoch nicht problemlos möglich, da die andern Bewohner es wagten, sich mit
ihm zu solidarisieren. Im Polizeibericht heißt es: "Der in Gewahrsam
genommene Mann konnte im Anschluss mit großem körperlichen Aufwand in das
Dienstfahrzeug verbracht werden. Eine Vielzahl an weiteren Asylbewerbern
folgte den Beamten zum Dienstauto und versuchte, unter anderem durch ein
Verschieben der Umzäunung, die Wegfahrt mit den Dienstfahrzeugen zu
verhindern." Dadurch "gelang es dem Mann, aus dem Fahrzeug zu flüchten".

Es ist klar, was passiert ist: Die Bewohner waren aus dem Schlaf geschreckt
worden und sahen mit an, wie die Polizei einen der ihren verhaften wollte,
nur weil dieser geräuschvoll protestierte. Sie reagierten mit dem Versuch,
seine Deportation zu verhindern, und leisteten kollektiven, aber
gewaltlosen Widerstand, unter anderem durch "ein Verschieben der
Umzäunung", wie es im Polizeibericht heißt.

Das reichte aus, um einen gigantischen staatlichen Gegenschlag ins Rollen
zu bringen. Die Polizei, die sich kurz zurückzog, kehrte nur wenige Stunden
später in hundertfacher Überzahl und bis an die Zähne bewaffnet wieder.

Was genau in der Halle geschah, entzieht sich der Kenntnis der
Öffentlichkeit, da niemand, auch keine Presse, zugelassen wurde. Jedenfalls
stellte die Polizei die Personalien von 41 Anwesenden fest und verhaftete
16 Personen.

Den 29-Jährigen hatten zwei Polizisten schon zuvor in der Umgebung
festgenommen. Er ließ sich widerstandslos abführen. Gegen ihn beantragt die
Regierung von Niederbayern nun die Abschiebung. Gegen weitere 16 Personen
wird wegen "Verdachts des Landfriedensbruchs" ermittelt.

Die ganze Aktion zielte hauptsächlich darauf ab, geflüchtete Menschen
einzuschüchtern und zu terrorisieren.

An diesem Tag wurde in der Unterkunft weder morgens noch am Mittag Essen
ausgegeben. In der Industriehalle sind auch Familien mit Kindern
untergebracht. Der bayrische Flüchtlingsrat, dem Fotos vorliegen, schreibt:
"Abwesende Bewohner*innen fanden ihre Zimmer am Abend völlig verwüstet vor,
alles sei durchsucht worden, jede Tasche, die Spinde aufgebrochen, die
Betten zerwühlt. Türen seien aufgetreten worden."

Der Überfall auf die Stephansposchinger Halle ist kein Einzelfall. Erst
wenige Tage zuvor hatte die Polizei in der Asylunterkunft Donauwörth in
ähnlicher Weise eine Razzia durchgeführt, weil Security-Leute sie in einem
Streit mit den Bewohnern zu Hilfe gerufen hatten. Die Polizei rückte mit
mehreren Streifenwagen an und nahm zwei Menschen fest.

Auch in der Unterkunft Fürstenfeldbruck, einer Dependance des Manchinger
Ankerzentrums, zogen am 16. und am 19. Oktober kleine Streitigkeiten des
Sicherheitsdienstes mit einzelnen Bewohnern zwei Großeinsätze der Polizei
nach sich. Bei dem einen wurde sogar ein Polizeihubschrauber eingesetzt.
Beim zweiten waren über hundert Einsatzkräfte, einschließlich Verstärkung
der Bereitschaftspolizei München und Dachau, beteiligt.

In all diesen Fällen kommen die betroffenen Bewohner der
Flüchtlingsunterkünfte selbst nicht zu Wort, um aus ihrer Sicht über das
Vorgefallene zu berichten. Sie haben offenbar niemanden in der offiziellen
Politik, der sich für ihre legitimen demokratischen und sozialen Rechte
stark machen würde.

Während Innenminister Horst Seehofer (CSU) die Migration als "die Mutter
aller Probleme" bezeichnet, passen sich Regierungspolitiker aller Couleurs
und die Medien mehr und mehr der AfD an und übernehmen kritiklos die
Version des Polizeiberichts.

Im Fall von Stephansposching hieß es im Pressebericht des Polizeipräsidiums
Niederbayern lediglich, die Einsatzkräfte hätten "Kontrollen in der
Außenstelle durchgeführt", weil es davor zu "massiven Sicherheitsstörungen"
gekommen sei.

Bei jedem Einsatz werden Menschen, die der offiziellen Version zufolge der
"Zusammenrottung", des "Landfriedensbruchs" oder des "Widerstands gegen
Vollstreckungsbeamte" beschuldigt werden, anschließend festgenommen,
inhaftiert und so rasch wie möglich abgeschoben.

Für Arbeiter beinhalten sowohl die Polizeieinsätze selbst als auch ihre
Darstellung in der Öffentlichkeit eine ernste Warnung. Dieses Vorgehen
richtet sich momentan gegen geflüchtete Menschen in den Asylunterkünften
und Ankerlagern. Es besteht jedoch kein Zweifel, dass der Staat sich darauf
vorbereitet, jede Art von solidarischem Widerstand gegen behördliche
Willkür zu knebeln und gewaltsam zu unterdrücken.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/08/film-m08.html
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FEATURE/1125: Deutschlandfunk - Unbekannte Bekannte, 2.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Unbekannte Bekannte

"Schön, Sie nicht kennenzulernen!"

Von Fritz Tietz
Deutschlandfunk 2018
Das Feature
Freitag, 2. November 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Unbekannte Bekannte sind die Menschen, die sich regelmäßig begegnen,
ohne sich anzusprechen. Ob auf dem Arbeitsweg, in der Kantine oder
beim Gassigehen. Man kennt sich, nickt sich allenfalls zu - das ist
alles. Jahrelang kann das so gehen. Bis man sich eines Tages aus den
Augen verliert. Wer sich den Zauber des Vagen und Imaginierten
bewahren und kein Risiko eingehen will, sollte jeden
Annäherungsversuch vermeiden. Und alle weiteren Regeln beachten, die
das unpersönliche Verhältnis zu seinen unbekannten Bekannten erhalten.
Doch wie für alle Regeln gilt: Man kann sie auch brechen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1777: Deutschlandfunk Kultur - "Z", ein Zeichen des Protests, 2.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Z" - ein Zeichen des Protests

Vassilis Vassilikos schrieb mit seinem Roman Geschichte

Von Stefan Berkholz

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 2. November 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Es war ein politischer Mord, ein Attentat, das Griechenland im Mai
1963 erschütterte - ähnlich wie der Fall Dreyfus in Frankreich, 70
Jahre zuvor. Die Ermordung von Grigoris Lambrakis, dem sozialistischen
Abgeordneten und Pazifisten, war zugleich so etwas wie die
Vorgeschichte zur griechischen Junta. Der griechische Schriftsteller
Vassilis Vassilikos machte daraus einen dokumentarischen Roman, der
Titel: 'Z'. Wenige Monate vor dem Militärputsch erschien das Buch in
Griechenland, das dann rasch verboten wurde.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSLAND/8871: Aus aller Welt - 31.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Österreich wird UN-Migrationspakt nicht unterschreiben

Österreich wird den geplanten globalen Migrationspakt der Vereinten
Nationen nicht mittragen. Man befürchte den Verlust österreichischer
Souveränität in der Migrationspolitik und ein Verwischen der
Unterschiede zwischen legaler und illegaler Migration, verlautete aus
Wien. Die rechtsgerichtete Koalition aus ÖVP und FPÖ hat sich eine
deutliche Verringerung der Zuwanderung zum Ziel gesetzt. Der
UN-Migrationspakt enthalte einige Punkte, die im Widerspruch zum
österreichischen Regierungsprogramm stünden, erklärte Vizekanzler
Christian Strache (FPÖ). Das rechtlich nicht bindende Abkommen soll
bei einer UN-Konferenz in Marokko am 10. und 11. Dezember angenommen
werden. Der Pakt soll helfen, die internationale Zusammenarbeit in
der Migrationspolitik zu verbessern und Flüchtlingsbewegungen besser
zu organisieren. Außer Österreich lehnen auch die USA, Ungarn und
Australien das Dokument ab.

31. Oktober 2018
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JUSTIZ/8871: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzien in Berliner Wettbüros und Spielhallen

Die Berliner Polizei hat gemeinsam mit Beamten der Steuerfahndung und
Mitarbeitern der Ordnungsämter Razzien in Wettbüros, Spielhallen und
Gaststätten durchgeführt. Laut Behördenangaben wurden insgesamt 28
Spielstätten in neun Stadtbezirken kontrolliert. Nur in elf Lokalen
gab es keine Beanstandungen. Acht Strafanzeigen wurden demnach wegen
des öffentlichen Veranstaltens eines Glücksspiels ohne behördliche
Erlaubnis gestellt, 14 Geräte seien beschlagnahmt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8868: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Von der Leyen: INF-Vertrag wichtig für Sicherheit Europas

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen hat sich bei einem
Truppenbesuch in einem Feldlager nahe der norwegischen Stadt Rena für
eine Rettung des INF-Abrüstungsabkommens ausgesprochen. US-Präsident
Donald Trump hatte kürzlich angekündigt, aus dem 1987 mit der
Sowjetunion geschlossenen INF-Vertrag zur Abschaffung von
atomwaffenfähigen Mittelstreckenraketen auszusteigen. Der Vertrag sei
enorm wichtig für die Rüstungskontrolle und die Sicherheit Europas,
betonte die CDU-Politikerin. Die Bundeswehr ist mit rund 10.000
Soldaten der zweitgrößte Truppensteller hinter den USA bei der
NATO-Übung "Trident Juncture 18" mit insgesamt mehr als 40.000
Soldaten aus etwa 30 NATO- und Partnerstaaten in Norwegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8870: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sondierungsgespräche in Hessen: CDU und Grüne zuerst

Hessens Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) hat für Donnerstag
die ersten Sondierungsgespräche zur Regierungsbildung angekündigt. Er
werde Grünen, SPD und FDP Gespräche anbieten, sagte Bouffier in
Hofheim. Die Grünen sprachen selbst Einladungen in Richtung SPD und
FDP aus. Diese Gespräche finden ebenfalls am Donnerstag statt. Es
wird aber erwartet, daß CDU und Grüne ihre Regierungszusammenarbeit
in Wiesbaden fortsetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8869: Tragisches und Kurioses - 31.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Lawinenunglück in neuseeländischen Alpen

Zwei deutsche Bergsteiger sind bei einem Lawinenabgang in Neuseeland
ums Leben gekommen. Die beiden erfahrenen Bergführer wurden am 3.216
Meter hohen Mount Hicks auf der Südinsel des Pazifikstaats im
Mount-Cook-Nationalpark von den Schneemassen erfaßt und konnten sich
nicht mehr retten. Auch eine Neuseeländerin wurde von der Lawine
verschüttet. Die Frau brauchte nach eigenen Angaben eine halbe
Stunde, um sich aus dem Schnee freizugraben. 

31. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7954: Aus Forschung und Technik - 31.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erster bemannter Sojus-Start schon Anfang Dezember

Drei Wochen nach dem fehlgeschlagenen Start einer bemannten
Sojus-Rakete rechnet die russische Raumfahrtbehörde Roskosmos damit,
daß schon am 3. Dezember die nächste Mannschaft zur Internationalen
Raumstation ISS fliegen kann. Ursprünglich sollte der nächste
bemannte Flug auf Frühjahr verschoben werden. Wie der
Exekutivdirektor von Roskosmos, Sergej Krikaljow, am Mittwoch der
Nachrichtenagentur RIA Nowosti mitteilte, wird die derzeitige
dreiköpfige ISS-Besatzung unter ihrem deutschen Kommandanten
Alexander Gerst nicht am 13., sondern am 20. Dezember zur Erde
zurückkehren. Für den 16. November ist demnach der Start des
Frachtraumschiffs Progress MS-10 vorgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7967: Aus aller Welt - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Überfall auf Indigene nach Wahl Bolsonaros zum Präsidenten Brasiliens

In der brasilianischen Stadt Dourados haben 30 bewaffnete Personen
eine Indigenensiedlung der Guarani-Kaiowa überfallen, mindestens 15
Bewohner verwundet und 35 ihrer Häuser zerstört. An anderem Ort wurde
eine Krankenstation für Indigene niedergebrannt. Das meldete die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV). Deren Direktor Delius sieht
einen Zusammenhang der Greueltaten mit der Wahl des rechtsextremen
Jair Bolsonaro zum Präsidenten am Sonntag vor acht Tagen. Demnach
vertrauen die Angreifer offenbar darauf, daß sie für ihre Taten nicht
bestraft werden. In einer Pressemitteilung der GfbV vom Montag heißt
es unter anderem, mit Bolsonaro als Präsidenten müßten Brasiliens
indigene Völker um ihre Rechte und ihr Überleben fürchten. Menschen-
und Minderheitenrechte seien für ihn ein Fremdwort. Bolsonaro wolle
die letzten Rückzugsgebiete indigener Völker systematisch für
Industrie, Rohstoffsuche und Großprojekte öffnen. Deshalb stehe der
Schutz von Amazoniens Wäldern vor der größten Herausforderung der
vergangenen Jahrzehnte. Ohne einen wirksamen Schutz der Wälder seien
auch ihre indigenen Bewohner akut bedroht.

Bolsonaro hatte vor seiner Wahl eine nie gesehene Säuberung des
Landes von politischen Gegnern angekündigt. Der von evangelikalen
Christen unterstützte Präsident gilt als frauenfeindlich, rassistisch
und homophob. Er sieht in der Militärjunta, die Brasilien von 1964
bis 1985 in brutalem Griff hatte, ein Vorbild. Bolsonaro wirft den
Militärs vor, damals häufig nur gefoltert und nicht gemordet zu
haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7926: Medizin und Gesundheitswesen - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Baden-Württemberg erwartet Hantavirus-Plage

Baden-Württemberg wurde dieses Jahr nicht nur von einer Zeckenplage
heimgesucht, auch viele Nagetiere haben dort ihr Unwesen getrieben.
Jetzt erwartet das Landesgesundheitsamt laut Deutschem Ärzteblatt für
das kommende Jahr eine erhöhte Hantavirus-Aktivität. Daher wurde die
Bevölkerung aufgerufen, Unterschlupf- und Nistmöglichkeiten wie
Sperrmüll oder Altreifen im Garten zu beseitigen, um Ansiedlungen der
Nager zu vermeiden. Auch sollen mögliche Eintrittsstellen für Nager
am Haus abgedichtet werden. Das Hantavirus, das von infizierten
Tieren wie Rötelmäusen oder Wanderratten übertragen wird, verursacht
bei Menschen grippeähnliche Symptome bis hin zu Blutdruckabfall und
Nierenversagen. Menschen infizieren sich mit Hantaviren vor allem
über das Einatmen erregerhaltigen Staubes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7955: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Freilaufende Hunde dürfen abgewehrt werden

Das Oberlandesgericht Koblenz hat laut Beschluß vom 18. Oktober das
Urteil des Landgerichts Mainz bestätigt, wonach Passanten einen sich
nähernden, fremden und unangeleinten Hund, der nicht vom Halter
kontrolliert wird, abwehren dürfen. Kommt der Passant dabei zu
Schaden, haftet der Hundehalter. Im vorliegenden Fall hatte dieser
gegen die örtliche Gefahrenabwehrverordnung verstoßen, wonach Hunde
außerhalb bebauter Ortsanlagen umgehend und ohne Aufforderung
angeleint werden müssen, wenn sich andere Personen nähern oder
sichtbar werden. Um einen Hund rechtzeitig anleinen zu können, darf
er auch nicht außerhalb der eigenen Sichtweite laufengelassen werden.

Die Klage hatte ein Jogger erwirkt, der mit seiner angeleinten Hündin
im Binger Wald auf zwei Spaziergänger traf, die einen nicht
angeleinten Hund bei sich hatten. Der Jogger forderte das Ehepaar
auf, ihr Tier zurückzurufen, doch der Hund reagierte nicht. Der
Jogger bemühte sich daraufhin das unangeleinte Tier mit einem Ast von
seiner Hündin fernzuhalten. Dabei rutschte er aus und verletzte sich
ernsthaft am Knie. Dem Ehepaar zufolge wollte ihr Hund nur spielen
und hätte nicht abgewehrt werden müssen.

Angesichts der Unberechenbarkeit tierischen Verhaltens müsse der
Abwehrende zuvor nicht analysieren und bewerten, ob das Verhalten des
Tieres auf eine konkrete Gefahr schließen lasse, heißt es in der
Mitteilung des OLG.
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KULTUR/7878: Sprache, Kunst und Medium - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hohe Geldbuße für Bücherbesetzerin

Nach einer Entscheidung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom
Mittwoch muß eine Dozentin der Hochschule Niederrhein 2250 Euro Strafe
zahlen, weil sie 50 ausgeliehene Bücher zu spät zurückgegeben hat.

Damit wurde die Klage der Professorin zurückgewiesen, die die Bücher
trotz mehrfacher Mahnung weder zurückgegeben noch verlängert hatte.
Wie WDR1 berichtete, bestritt die 65jährige Wissenschaftlerin ihr
Fehlverhalten nicht, wehrte sich jedoch gegen die Höhe der Gebühr, die
sie stark überzogen nannte.

Wie ein Hochschulsprecher in Krefeld erklärte, haben Dozenten die
Möglichkeit, Bücher bis zu vier Jahre lang umsonst auszuleihen.
Allerdings müßten sie jeweils nach einem Jahr eine Verlängerung
beantragen. Daran würden sie von der Uni-Bibliothek auch erinnert.
Werde die Ausleihefrist aber eigenmächtig über 40 Tage überschritten,
wird eine Gebühr von 45 Euro pro Buch fällig. Bei 50 Büchern kommt
natürlich einiges zusammen. Damit soll verhindert werden, daß Bücher
endlos besetzt bleiben.

Mit dieser Regelung zeigte sich auch das Gericht einverstanden. Weder
werde damit in die grundgesetzlich geschützte Freiheit von Forschung
und Lehre eingegriffen noch sei die Höhe der Gebühren
unverhältnismäßig.
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MILITÄR/7945: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Washington strebt Waffenstillstandsverhandlungen für den Jemen an

Im Jemen ist 2014 ein Bürgerkrieg zwischen schiitischen
Huthi-Rebellen und dem von Riad unterstützten Präsident Hadi
ausgebrochen. Eine Allianz arabischer Staaten unter Führung
Saudi-Arabiens schaltete sich auf der Seite Hadis ein. Oft wird die
Zahl der in dem Konflikt getöteten Menschen mit 10.000 angegeben. Die
Zahlenangabe geht auf Angaben des jemenitischen
Gesundheitsministeriums aus dem Jahr 2017 zurück. Das Armed Conflict
Location & Event Data Project (ACLED) kommt bei konservativer
Rechnung auf fast 57.000 Tote. Dabei wertete ACLED vorrangig
jemenitische Berichte und weniger die Angaben der für Angriffe
Verantwortlichen aus. Die vielen Menschen, die im Jemen aufgrund der
Kriegsfolgen wie Cholera und Mangelernährung gestorben sind, wurden
noch nicht berücksichtigt. UNO-Schätzungen zufolge sind in dem Krieg
mehr als 28.000 Menschen getötet worden. Zur Zeit sind rund 14
Millionen Menschen von Hunger und Krankheit bedroht.

Die USA unternehmen inzwischen einen neuen Vorstoß für einen
Waffenstillstand und Friedensgespräche. Verteidigungsminister Mattis
will innerhalb von 30 Tagen eine Waffenruhe erreichen. Der
Pentagonchef geht laut einem CNN-Bericht zu einer Veranstaltung des
US-Friedensinstituts in Washington davon aus, daß Saudi-Arabien und
die Vereinigten Arabischen Emirate zu einem Waffenstillstand bereit
sind. US-Außenminister Pompeo forderte in einer am Dienstag (Ortszeit)
verbreiteten Erklärung von allen Konfliktparteien, daß sie die Waffen
ruhen lassen. Raketen- und Drohnenangriffe aus den Huthi-Gebieten auf
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate müßten
eingestellt werden, so Pompeo. Die Koalition Saudi-Arabiens müsse
ihre Luftangriffe auf alle bevölkerten Gegenden im Jemen stoppen.

Die Waffenstillstandsverhandlungen soll der Uno-Sondergesandte
Griffiths leiten. Er betonte am Mittwoch, es könne keine militärische
Lösung für den Konflikt geben. Die Verhandlungen werden
möglicherweise in Schweden stattfinden. Bei den Gesprächen wird es
neben den militärischen Aspekten um den Austausch von Gefangenen, die
Wiedereröffnung des Flughafens in Sanaa und um Rahmenvereinbarungen
für die jemenitische Zentralbank gehen.
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POLITIK/7959: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung beschließt die nächsten Mindestlohnerhöhungen

Die Bundesregierung ist am Mittwoch einer Empfehlung der
Mindestlohnkommission gefolgt und hat eine Erhöhung des Mindestlohns
in zwei Stufen beschlossen. Ab Januar 2019 wird der Mindestlohn von
derzeit 8,84 Euro auf 9,19 Euro und ein Jahr später auf 9,35 Euro
erhöht. Der Mindestlohn orientiert sich an der Höhe der
Tarifabschlüsse der Vorjahre.

Bundesfinanzminister Scholz, die SPD-Vorsitzende Nahles,
Bundestagsvizepräsident Opermann und Vertreter Der Linken haben sich
für einen Mindestlohn von zwölf Euro ausgesprochen.

Den Mindestlohn bekommen rund zwei Millionen Menschen in Deutschland.
Jugendliche unter 18 Jahren, Auszubildende, Beschäftigte in
Arbeitsförderungsmaßnahmen und Langzeitarbeitslose während der ersten
sechs Monaten im neuen Job fallen nicht unter die Regelung. Für eine
Übergangszeit bis 2019 gibt es Branchenmindestlöhne, die unterhalb
des gesetzlichen Mindestlohns liegen. In einigen Branchen liegt der
Mindestlohn darüber. Der Mindestlohnkommission gehören Vertreter der
Arbeitgeber, der Gewerkschaften und der Wissenschaft an.
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SONSTIGES/7928: Tragisches und Kurioses - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Russischer Flugzeugträger zusammen mit Schwimmdock havariert

In der nordrussischen Hafenstadt Murmansk ist ein 330 Meter langes
Schwimmdock untergegangen, in dem der Flugzeugträger "Admiral 
Kusnezow" aufgebockt war. Grund war ein Stromausfall, durch den nicht 
nur die Beleuchtung, sondern auch sämtliche Pumpen ausgefallen waren.

Wie die ARD Tagesschau berichtete, stürzten fünf Werftarbeiter in das
eiskalte Wasser. Vier der Männer konnten gerettet werden. Sie wurden
wegen Unterkühlung im Krankenhaus behandelt. Ein fünfter Arbeiter gilt
als vermißt.

Der einzige Flugzeugträger der russischen Marine soll bei dem
Zwischenfall leicht beschädigt worden sein. Er befand sich nach einem
Einsatz im Mittelmeer zu einer Generalüberholung auf der Werft. Wie es
hieß, wurden strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet. Die "Admiral
Kusnezow" ist seit 25 Jahren im Dienst.
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SOZIALES/7956: Arbeit, Soziales und Familie - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Fast jeder Fünfte in Deutschland armutsgefährdet

Fast jeder Fünfte in Deutschland war 2017 von Armut oder Ausgrenzung
bedroht oder lebte bereits in Armut. Das waren insgesamt 15,5
Millionen Menschen und damit 0,7 Prozentpunkte weniger als 2016. In
der EU insgesamt betrug die Quote 22,5 Prozent. Ein Jahr zuvor waren
es 23,5 Prozent gewesen. Das meldet das Statistische Bundesamt unter
Berufung auf die Erhebung "Leben in Europa". Die Schwelle der
Armutsgefährdung ist dabei so definiert, daß sie bei 60 Prozent des
mittleren Einkommens der Bevölkerung liegt. In Deutschland entsprach
sie für eine alleinlebende Person 1096 Euro Einkommen im Monat.
Soziale Ausgrenzung bedeutet, daß sich Betroffene z. B. keinen
einwöchigen Urlaub leisten können oder von gesellschaftlicher
Teilhabe ausgeschlossen sind, weil sie die Kosten für Miete,
Fernsehen oder Heizung nicht aufbringen können. In Deutschland traf
das vergangenes Jahr auf 3,4 Prozent der Bevölkerung zu.
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UMWELT/7937: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Dramatische Luftverschmutzung in Asien

Ist die Luftverschmutzung schon in Europa ein großes Problem
(Hauptgrund für vorzeitige Todesfälle), ist die Situation in Asien
noch weitaus dramatischer. Laut Deutschem Ärzteblatt atmet praktisch
jeder Mensch in Asien und im Pazifischen Raum nach den Daten des
UN-Umweltprogramms Luft, die die Gesundheit gefährdet. Derzeit sind
in der Region vier Milliarden Menschen - 92 Prozent der Bevölkerung -
in besorgniserregender Weise verschmutzter Luft ausgesetzt. Laut UN
sterben jedes Jahr weltweit rund sieben Millionen Menschen vorzeitig
an Luftverschmutzung. In Asien allein liege diese Zahl bei vier
Millionen Todesopfern.
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WIRTSCHAFT/7944: Märkte und Finanzen - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Vereinbarung zur Siemensstadt 2.0 in Berlin unterzeichnet

Berlins Regierender Bürgermeister Michael Müller und das
Siemens-Vorstandsmitglied Cedrik Neike haben eine Vereinbarung zur
Errichtung eines Technologieparks im Stadtteil Siemensstadt
unterzeichnet. Der Münchener Technologiekonzern will in sein dortiges
Firmengelände 600 Millionen Euro investieren und die zum Teil
denkmalgeschützten Fabrikgebäude auf dem Gelände erhalten. Dafür
bekommt Siemens von der Stadt Zugeständnisse beim Denkmalschutz und
den Baurechten eingeräumt und eine bessere Verkehrsanbindung sowie
Breitbandinternet gestellt. Der geplante Industrie- und
Wirtschaftscampus soll ein Experimentierfeld für Arbeiten, Leben und
Wohnen werden. Auf rund 70 Hektar soll in der sogenannten
Siemensstadt 2.0 bis zum Jahr 2030 ein vernetztes, sozioökonomisches
Umfeld mit flexiblen Arbeitsbedingungen, gesellschaftlicher
Integration und bezahlbarem Wohnraum entstehen. Neben Büros,
Forschungslabors und Hightech-Produktionsanlagen für Start-up-Firmen
etwa in den Bereichen Energiesysteme, Elektromobilität, Industrie
4.0, Internet der Dinge und Künstliche Intelligenz sollen 50.000 bis
60.000 Quadratmeter mietpreisgebundene Wohnungen angeboten werden.
Dazu richtet Siemens in Abstimmung mit dem Senat einen
städtebaulichen Wettbewerb aus.
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WISSENSCHAFT/7960: Aus Forschung und Technik - 31.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Galaxy S9 bekommt durch Update neue Funktion

Auch wenn Samsung schon kräftig den Hype auf das Galaxy S10
anheizt, haben die Südkoreaner die gegenwärtigen Flaggschiffe nicht
aus den Augen verloren. So arbeitet Samsung derzeit fieberhaft am
Update auf Android 9 Pie für das Galaxy S9 und S9 Plus. Neben den
bereits bekannten Funktionen können sich die Käufer dieser beiden
Modelle offenbar auf eine Überraschung gefaßt machen. Mußten Nutzer
des Galaxy S9 bislang ein spezielles und vergleichsweise teures
DeX-Pad einsetzen, um den PC-Modus zu aktivieren, soll diese Funktion
mit dem Update auf Android 9 Pie inklusive der Samsung Experience 10
nun auch in der Galaxy-S9-Serie freigesetzt werden. Allerdings kann 
es sein, daß der verbesserte DeX-Support nur auf das Galaxy S9 Plus 
zukommt, da der 4 GB Arbeitsspeicher des regulären S9 zu klein ist. 
Genaueres wird man Anfang nächsten Jahres wissen, wenn das Update
voraussichtlich ausgerollt wird.
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WETTER/248: Deutschlandwetter im Oktober 2018 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.10.2018

Deutschlandwetter im Oktober 2018

Überwiegend sehr warm und sehr sonnig - weiterhin extreme Dürre



Offenbach, 30. Oktober 2018 - Anhaltender Hochdruckeinfluss hielt
Tiefdruckgebiete weitgehend von Mitteleuropa fern und sorgte
deutschlandweit für einen überaus sonnenscheinreichen und sehr warmen
Oktober. Nur zu Beginn der ersten sowie in der dritten Monatsdekade
stellten sich auch mal herbstliche Temperaturen ein. Meist gelangten
jedoch mit südwestlicher Strömung ungewöhnlich warme und trockene
Luftmassen zu uns, wodurch sich die seit April anhaltende extreme
Dürre weiter verschärfte. Das meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD)
nach ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000
Messstationen.


Überwiegend spätsommerlich mit kühlem Monatsende

Im Oktober lag der bundesweite Temperaturdurchschnitt mit 10,7 Grad
Celsius (°C) um 1,7 Grad über dem Wert der international gültigen
Referenzperiode 1961 bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981
bis 2010 betrug die Abweichung nach oben 1,5 Grad. Nach kühlerem
Beginn kam ab dem 5. noch einmal der Sommer zurück und bescherte dem
größten Teil des Landes bis etwa zum 17. Temperaturen von deutlich
über 20 °C. Aufgrund dieser extremen Witterung verzeichneten einige
DWD-Stationen bei der Anzahl der Sommertage neue Rekorde: So konnte
man in Düsseldorf, Waltrop-Abdinghof, nördlich von Dortmund, und in
Tönisvorst sieben solcher Tage zählen. Besonders zum Auftakt des
zweiten Drittels herrschte unter Hoch "Viktor" für die Jahreszeit
ungewöhnliche Hitze. Tönisvorst, westlich von Krefeld, meldete am 13.
mit spätsommerlichen 28,6°C den bundesweit höchsten Wert. Kühlere Luft
konnte sich dann erst wieder im letzten Drittel durchsetzen: Am 22.
registrierte Rottweil, nordöstlich von Villingen-Schwenningen, minus
5,0 °C und damit den bundesweit tiefsten Oktoberwert.


Erneut Niederschlagsdefizit und Verschärfung der anhaltenden
extremen Dürre

Mit rund 28 Litern pro Quadratmeter (l/m²) erreichte der Oktober nur
etwa die Hälfte seines Solls von 56 l/m². Mit Ausnahme des äußersten
Südens zeigte sich erneut ein enormes Niederschlagsdefizit und
verschärfte so die seit April anhaltende extreme Dürreperiode. Sogar
die Pegel des Rheins sanken vereinzelt auf Rekordniveau. In der Pfalz,
in Rheinhessen und im Hunsrück fiel bis zum 29. mancherorts nicht
einmal ein Liter Regen. Deutlich mehr war es am 24. in
Bischofswiesen-Loipl, nordwestlich von Berchtesgaden: Ausläufer des
Tiefs "Tina" brachten dort innerhalb von 24 Stunden die bundesweit
höchste Tagessumme von 72,5 l/m². In den südlichen Mittelgebirgen
wurde es am 28. vorübergehend winterlich: Klippeneck, auf der
Schwäbischen Alb, meldete um 15 Uhr eine Schneehöhe von 20 cm. Die
höchsten Niederschlagssummen des Monats mit örtlich über 130 l/m²
meldeten einige Messstellen entlang der Alpen.


Oktober 2018 war einer der sonnenscheinreichsten seit
Messbeginn 1951

Mit bundesweit rund 160 Stunden lag der Monat um 47 Prozent über
seinem Klimawert und gehörte damit zu den fünf sonnigsten Oktobern
seit Messbeginn. Am längsten zeigte sich die Sonne im Allgäu, in
Oberbayern sowie der Fränkischen Alb mit bis zu 200 Stunden. An vielen
Messstellen Deutschlands gab es neue Monatsrekorde. Die geringste
Sonnenscheindauer meldete Osthessen und Westthüringen. Örtlich waren
es nur rund 120 Stunden. Damit lag man aber immer noch deutlich über
dem Soll.


Das Wetter in den Bundesländern im Oktober 2018

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Der DWD notierte für
Schleswig-Holstein 11,2 °C (9,5 °C) und aufgerundet 155 Sonnenstunden
(98 Stunden). Mit rund 40 l/m² (73 l/m²) war es das vergleichsweise
niederschlagsreichste Bundesland. Hamburg war mit 11,5 °C (9,8 °C) das
zweitwärmste Gebiet Deutschlands. Die Stadt an der Elbe erreichte
beinahe 35 l/m² (60 l/m²) sowie über 150 Sonnenstunden (97 Stunden).

Niedersachsen und Bremen: Niedersachsen zählte im Oktober mit
11,3 °C (9,6 °C) zu den warmen Regionen. Der Niederschlag akkumulierte
sich hier auf nahezu 30 l/m² (56 l/m²), die Sonne zeigte sich mehr als
150 Sonnenstunden (99 Stunden). Laut den DWD-Experten war Bremen im
Vergleich mit 11,9 °C (9,8 °C) das wärmste und mit etwa 40 l/m² (58
l/m²) das zweitniederschlagsreichste Bundesland. Die Sonne schien rund
160 Stunden (98 Stunden) und damit 164 Prozent ihres Klimawertes.

Mecklenburg-Vorpommern: In Mecklenburg-Vorpommern lag die
Mitteltemperatur bei 11,0 °C (9,2 °C), die Niederschlagsmenge bei fast
30 l/m² (42 l/m²) und die Sonnenscheindauer bei gut 160 Stunden (105
Stunden).

Brandenburg und Berlin: Für Brandenburg notierten die
DWD-Experten 10,9 °C (9,3 °C), etwa 20 l/m² (37 l/m²) und mehr als 160
Sonnenstunden (110 Stunden). Bei einer Mitteltemperatur von 11,2 °C
(9,6 °C) zeigte sich Berlin mit rund 15 l/m² (35 l/m²) als ein
trockenes Bundesland. Die Sonne schien knapp 165 Stunden (109
Stunden).

Sachsen-Anhalt: In Sachsen-Anhalt lag die Mitteltemperatur bei
11,1 °C (9,4 °C). Mit fast 15 l/m² (36 l/m²) war es sowohl die
zweitniederschlagsärmste als auch mit etwa 145 Stunden (104 Stunden)
die zweitsonnenscheinärmste Region.

Sachsen: Im Oktober notierten die DWD-Meteorologen für den
Freistaat Sachsen 10,9 °C (9,0 °C) sowie knapp 35 l/m² (47 l/m²). Mit
etwa 150 Stunden (118 Stunden) war es ein vergleichsweise
sonnenscheinarmes Bundesland. In der Nacht zum 30. schnellte die
Temperatur in Görlitz von 7 °C gegen 23 Uhr auf 19 °C um 2 Uhr empor.

Thüringen: Thüringen war mit 10,2 °C (8,4 °C) ein
vergleichsweise kühles und mit mehr als 130 Stunden (107 Stunden) das
sonnenscheinärmste Gebiet Deutschlands. Der Niederschlag summierte
sich auf nur etwa 20 l/m² (48 l/m²).

Nordrhein-Westfalen: Mit 11,4 °C (9,9 °C) war
Nordrhein-Westfalen ein vergleichsweise kühles Bundesland. Die
DWD-Experten ermittelten rund 25 l/m² (62 l/m²) und gut 155
Sonnenstunden (107 Stunden). Hoch "Viktor" bescherte den Menschen in
Nordrhein-Westfalen zu Beginn der zweiten Dekade für die Jahreszeit
außergewöhnliche Wärme: Am 13. registrierte Tönisvorst, westlich von
Krefeld, mit spätsommerlichen 28,6°C den bundesweit höchsten
Oktoberwert. Bei der Anzahl der Sommertage setzte der Monat neue
Rekorde: Sieben davon verzeichneten Düsseldorf, Waltrop-Abdinghof,
nördlich von Dortmund, und Tönisvorst, westlich von Krefeld.

Hessen: In Hessen errechneten die DWD-Meteorologen eine
Temperatur von 10,6 °C (8,9 °C) sowie abgerundet 150 Sonnenstunden
(100 Stunden). Mit einer Niederschlagsmenge von kaum 15 l/m², war es
die niederschlagsärmste Region und erreichte nur 25 Prozent des
Klimawertes von 59 l/m². In der Nacht zum 16. gab es kleinräumig teils
deutliche Temperaturunterschiede. Dies zeigte sich eindrucksvoll rund
um den Vogelsberg. Während der Hoherodskopf auf 743 m ein Minimum von
16 °C datierte, wurde im 30 km entfernten Fulda-Horas auf 242 m
lediglich 2 °C registriert.

Rheinland-Pfalz: Die Wetterexperten ermittelten für
Rheinland-Pfalz 11,0 °C (9,2 °C), aufgerundet 20 l/m² (63 l/m²) und
etwa 165 Sonnenstunden (105 Stunden). Aufgrund des extremen
Niedrigwassers am Rhein, ist der sonst schwer erreichbare berühmte
Mäuseturm auf einer Flussinsel bei Bingen für Besucher derzeit
trockenen Fußes zu erreichen. Der deutschlandweit geringste
Niederschlag fiel in der Pfalz, Rheinhessen und im Hunsrück. Dort kam
mancherorts bis zum 29. nicht einmal ein Liter zustande.

Saarland: Das Saarland verbuchte 11,1 °C (9,4 °C) und
abgerundet 15 l/m². Damit erreichte es nur 22 Prozent seines Solls (77
l/m²). Mit 163 Prozent seines Klimawertes (106 Stunden) und bei
annähernd 175 Stunden, war es das zweitsonnenscheinreichste
Bundesland.

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg gehörte im Oktober 2018
mit 10,3 °C (8,7 °C) zu den eher kühlen und mit aufgerundet 175
Stunden (117 Stunden) zu den sonnenscheinreichen Gebieten
Deutschlands. Der Niederschlag akkumulierte sich auf gut 30 l/m² (68
l/m²). Rottweil, nordöstlich von Villingen-Schwenningen, meldete am
22. bei sternenklarem Himmel -5,0 °C und damit den bundesweit tiefsten
Monatswert. Eine Stippvisite des Winters meldeten am 28. die südlichen
Mittelgebirge, wo die Schneefallgrenze teils bis auf 500 m sank:
Klippeneck, auf der Schwäbischen Alb, registrierte um 15 Uhr eine
Schneehöhe von 20 cm.

Bayern: Mit durchschnittlich 10,2 °C (8,0 °C) war Bayern das
insgesamt kühlste Bundesland. Der Freistaat präsentierte sich im
Ländervergleich mit mehr als 35 l/m² (61 l/m²) als eine eher
niederschlagsreiche sowie mit nahezu 180 Stunden (118 Stunden) als die
sonnenscheinreichste Region Deutschlands. Besonders viel Sonnenschein
gab es für das Allgäu, Oberbayern und die Fränkische Alb mit bis zu
200 Stunden. Die Ausläufer von Tief "Tina" brachten am 24. in
Bischofswiesen-Loipl, nordwestlich von Berchtesgaden, innerhalb von 24
Stunden insgesamt 72,5 l/m² zusammen. Das war zugleich die bundesweit
höchste Tagessumme. In Metten, westlich von Deggendorf, stieg das
Quecksilber in der Nacht zum 30. von 7 °C um 18 Uhr auf 21 °C um 23
Uhr.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2018

 * 
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LATEINAMERIKA/1824: Wahl in Brasilien - Wer Angst sät, wird Widerstand ernten (medico international)


medico international - 29. Oktober 2018

Wahl in Brasilien

Wer Angst sät, wird Widerstand ernten



Die brasilianischen sozialen Bewegungen rufen zum Kampf gegen den
rechtsextremen Präsidenten auf.

Brasilien hat gewählt und sich für einen rechtsextremen Präsidenten
entschieden, dessen Drohungen gegen Frauen, LGTB-Aktivist_innen, Schwarze,
Indigene, Linke, Landlose und gegen die Natur allesamt ernst zu nehmen
sind.

Seit vielen Jahren unterstützt medico Partnerinnen und Partner aus den
sozialen Bewegungen in Brasilien, die sich über viele Jahrzehnte entwickelt
und entfaltet haben. Sie waren das Gegengift in einer Gesellschaft, die
viel gewalttätiger ist, als es nach außen scheint, so kürzlich der
Schriftsteller Luiz Ruffato auf die Frage, warum ein rechtsextremer Rassist
demnächst Präsident wird. Ruffato kommt selbst aus den Elendsvierteln von
Sao Paulo und weiß, wovon er spricht.

Es ist deshalb keine Panikmache, wenn man davon ausgehen muss, dass sich
diese Gewalt zu allererst gegen die richten wird, die sich aufmachten, sie
zu bekämpfen. Denn gegen die Gewalt einer im kolonialen Denken verhafteten
Oberschicht, die es für ein Naturgesetz hält, dass ihr das Land und die
Leute darauf gehören und die Gewalt der ökonomischen und sozialen
Parallelwelt in den Elendsvierteln, setzten die sozialen Bewegungen in
Brasilien auf eine soziale Praxis des gegenseitigen Respekts und der
solidarischen Beziehungen. Dass sie durch das vereinzelnde Aufstiegs- und
Konsumversprechen der linken Regierungen unter Lula und Rousseff erheblich
geschwächt wurden, erweist sich nun als ein politischer Bumerang
sondergleichen.

Nun aber ist die rechtsextreme Regierung für die sozialen Bewegungen eine
existentielle Bedrohung. Schon im Wahlkampf sind Anhänger Bolsonaros nicht
einmal vor Morden politischer Gegner zurückgeschreckt. Ein Beispiel von
vielen ist der Angriff von Bolsonaro-Anhängern auf eine provisorische
Siedlung der Landlosenbewegung MST in Matto Grosso. Sie riefen "Bolsonaro,
Bolsonaro" und setzten einige der Hütten in Brand. Auf der Webseite des
medico-Partners gibt es erste Berichte von Angriffen auf Indigene ebenfalls
in Matto Grasso. Die Ermordung eines bekannte LGTBI-Aktivisten und
Künstlers in Salvador kurz vor der zweiten Runde der Präsidentschaftswahlen
setzte genauso wie die Ermordung von Mariella Franco in Rio, eine schwarze
und bekennend lesbische linke Abgeordnete, ein Zeichen des Terrors, der
Angst säen soll.

Im Internet sammeln sich die sozialen Bewegungen hinter der Erklärung der
LGTBI-Bewegung: "Wir positionieren uns in der Verteidigung des Lebens,
unserer Körper und unseres Rechtes zu lieben. Mit der Präsidentschaftswahl
ist verständlicherweise die Angst groß. Sie muss in Widerstand und Kampf
gegen den Faschismus, gegen die LGTBI-Phobie und die Verweigerung von
Rechten verwandelt werden. Wir hissen unsere bunte Fahne in Verteidigung
der Demokratie."

Neben diesen Beschwörungen von Mut und Entschlossenheit geht es aber auch
darum sich vor der zu erwartenden Welle von Gewalt, vor politischer und
polizeilicher Verfolgung so gut wie möglich zu schützen. Hierzu brauchen
die Aktivistinnen und Aktivisten in Brasilien unsere politische und
materielle Unterstützung.

Solidarität mit den sozialen Bewegungen

medico fördert in Brasilien derzeit u.a. Arbeiten der Landlosenbewegung
MST, der Gesundheitsbewegung und der Bewegung der Obdachlosen. Jetzt geht
es nicht darum, Projekte durchzuführen, sondern mitzuhelfen deren Überleben
unter diesen neuen politischen Bedingungen zu sichern. Soweit wir darüber
sprechen können, werden wir Sie auf dem Laufenden halten.

 * 

Quelle:

medico international - 29. Oktober 2018

https://www.medico.de/wer-angst-saet-wird-widerstand-ernten-17218/
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ASYL/1314: Sachsen - Zu Unrecht abgeschobene Familie kehrt zurück (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Zu Unrecht abgeschobene Familie kehrt morgen zurück

PRO ASYL und Sächsischer Flüchtlingsrat: Familie erfährt unzureichende
Aufnahmestrukturen in Rumänien am eigenen Leib



Die Rückholung einer syrischen Familie währte lang - doch nimmt sie am
Mittwoch, den 31. Oktober, ein vorerst glückliches Ende. Um 14.50 Uhr
Ortszeit wird das Ehepaar mit seinen drei Kindern in München landen und von
da aus weiter mit dem Zug Richtung Görlitz fahren können. Der Landkreis hat
für eine Wohnung gesorgt. »Schlussendlich wird die Einreise mittels
laissez-passier möglich sein. Dem Innenministerium wollte es lange nicht
gelingen, diese unkomplizierte Form der Rückkehr zu ermöglichen. Sollte
Sachsen wieder einmal eine Rückholung organisieren müssen, wird sie sicher
reibungsloser ablaufen«, meint Mark Gärtner vom Sächsischen Flüchtlingsrat
(SFR).

Dass es zu einer erneuten Rückholung kommt, will derweil niemand hoffen.
Schließlich bedeutet dies in jedem Fall, dass Menschen zu Unrecht
abgeschoben werden. »Da das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)
nicht zum ersten Mal Abschiebungen ohne Grundlage veranlasst hat, müssen
Anwält*innen und Nichtregierungsorganisationen weiterhin aufmerksam bei den
Bescheiden sein«, kommentiert Bernd Mesovic von PRO ASYL. »Der
Fahrlässigkeit der überfordernden Bundesbehörde muss ein umfassendes
Qualitätsmanagement entgegengesetzt werden«.

Das BAMF hatte die sächsischen Behörden im Fall der Familie falsch
informiert. Die gingen davon aus, dass die Abschiebung veranlasst sei und
vollzogen sie am 6. September 2018. Der Familie ist die subsidiäre
Schutzberechtigung in Rumänien zugesprochen worden. Wegen der dort
herrschenden Umstände kam die Familie nach Deutschland. Ihre Klage gegen
den ablehnenden BAMF-Bescheid hatte aufschiebende Wirkung. Dies hatte das
BAMF nicht beachtet. Das Verwaltungsgericht Dresden verpflichtete den
Freistaat Sachsen am 9. Oktober, die Familie unverzüglich zurückzuholen.

PRO ASYL und Sächsischer Flüchtlingsrat hoffen nun auf einen positiven
Ausgang des eigentlichen, nach wie vor laufenden Verfahrens am
Verwaltungsgericht. Denn dass Rumänien über unzureichende
Aufnahmestrukturen verfügt, erfuhr die Familie nach ihrer Abschiebung am
eigenen Leib.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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HEGEMONIE/1825: Europa - integrierte Vorherrschaft ... (SB)




Das Ende des Vorsitzes Angela Merkels über die CDU und ihre Ankündigung, keine
weitere Amtszeit als Bundeskanzlerin anzustreben, wird als Ausdruck einer
politischen Schwäche interpretiert, die den Schaden, der im Streit zwischen
Seehofer und Merkel auf die Spitze getrieben wurde, auf ihre Person fokussiert. 
Merkels Bedeutung für die Hegemonie Deutschlands in der EU wird auf den Vorwurf
reduziert, die eigene Bevölkerung ihr nicht zuträglichen Interessen geopfert zu
haben. Die Öffnung der Landesgrenze für flüchtende Menschen hatte als
demonstratives Insistieren des EU-Hegemons aktiver Anspruch auf Zuständigkeit in
der Sache jedoch nur kurze Zeit Bestand. In Sachen Flüchtlingsabwehr besteht
kein Dissenz zwischen Merkel und Seehofer, nur hat die Kanzlerin die Bedeutung
einer supranationalen Abstimmung der Flüchtlingspolitik auf EU-Ebene betont,
während Seehofer symbolpolitisch auf die Souveränität einer Grenzsicherung
besteht, die ganz bestimmte Gruppen notleidender Menschen ausschließen soll,
weil sie in Europa aufgrund des Schengen-Abkommen und der Arbeitsfreizügigkeit
in der EU längst nicht mehr existiert.

Vom Projekt eines deutschen Europa, von dem sich der Bundesinnenminister
scheinbar distanziert, wenn er Bayern und die Bundesrepublik als durch auf
EU-Ebene geltend gemachte Sachzwänge bedroht darstellt, haben Teile der
Bevölkerung hierzulande jedoch erheblich profitiert. Die hohe Produktivität der
deutschen Industrie hat den europäischen Binnenmarkt mit Hilfe des Euro
kannibalisiert, indem den eigenen Erwerbstätigen Lohnzurückhaltung abverlangt
wurde. Das klassische neoliberale Argument, daß das steigende Wasser alle Boote
in die Höhe treibe, hat niemals gestimmt, aber wer wollte in einer derart von
Wettbewerb und Konkurrenz bestimmten Gesellschaft schon zum Klassenkampf zurück. 
Merkels Eintreten für die europäische Integration auf Basis des von ihr
durchgesetzten Lissabon-Vertrages hat in dieser Hinsicht Wunder gewirkt. Nun
wurde mit dem Finger nach Brüssel gezeigt, wo angeblich eine Transferunion
entstand, die den Deutschen die wohlverdiente Butter vom Brot nehmen sollte,
anstatt die Kapitalmacht im eigenen Land anzugreifen. Indem die Kanzlerin dem
deutschen Imperialismus im Feldblau der Europäischen Union die Sporen gab und
sich zugleich als Sachwalterin eines liberalen Führungsstiles inszenierte, schuf
sie beste Voraussetzungen dafür, die erheblichen Klassenwidersprüche in
Deutschland wie der EU unter den Teppich nationaler Identität zu kehren oder als
schuldhaftes Vergehen des jeweils anderen Hungerleiders zu adressieren.

Ihr schrittweiser Rückzug macht die "Merkel muß weg"-Rufe der Neuen Rechten auch
in den Kreisen der Unionschristen salonfähig. Als ob die Bundeskanzlerin mit
FDJ-Vergangenheit tatsächlich links und sozialdemokratisch gesonnen wäre
arbeiten sie sich am Popanz eines Verdachtes ab, der vor allem die Sehnsucht
nach dem starken Staat verkörpert. Ungebrochener Neoliberalismus und
unternehmerische Logik für alle Probleme gesellschaftlicher Regulation, massive
Aufrüstung der Bundeswehr, Schwächung der Gewerkschaften, langjährige
Lohnstagnation, neokolonialistische Freihandelsabkommen und eine Klimapolitik,
die fast immer nationale Standortpolitik über gemeinsames Handeln auf globaler
Ebene stellt, sind Markenzeichen einer Regierungspolitik, der gegenüber sich
sogar die SPD noch als links profilieren kann. Merkel dennoch als Abweichlerin
vom nationalkonservativen Kurs der alten Union zu brandmarken kann denn auch nur
heißen, einem um so autoritärer und imperialistischer auftretenden Deutschland
Raum zu geben.

Dafür stehen vor allem zwei mögliche Erben ihrer Kanzlerschaft, Jens Spahn und
Friedrich Merz. Während Annegret Kramp-Karrenbauer aufgrund ihres
Merkel-light-Appeals schon jetzt als Übergangskandidatin erscheint, verkörpern
Merz und Spahn eine parlamentarische Rechte, die der aufstrebenden AfD
tatsächlich das Wasser abgraben könnte. Dennoch würden sie kaum in den Chor
einer EU-Gegnerschaft einstimmen, die das von Merkel gelegte Fundament des
deutschen Europa zugunsten einer Rückkehr zu früheren Formen
nationalstaatlicher Konkurrenz aufsprengte. Ganz im Gegenteil, für diese EU
steht die Formierung eines schlagkräftigen Staatenbundes an, der seine inneren
Widersprüche erfolgreich nach außen, auf das Schlachtfeld des globalen Hauens und
Stechens um verbliebene Ressourcen, projiziert. 

Insbesondere der Transatlantiker Merz - langjähriger Vorsitzender der
Atlantik-Brücke, Deutschlandchef des größten Kapitalverwalters und -investoren
der Welt, Blackrock, sowie mit Sitz und Stimme in zahlreichen Aufsichtsräten und
Vorständen großer deutscher Unternehmen vertreten - empfiehlt sich als
Sachwalter einer EU, die ihre Stärke in traditioneller Westbindung und als
Juniorpartner der globalen Führungsmacht USA ansiedelte. Zwar wird die
Feindschaft zwischen Merz und Merkel bei jedem Bericht über den Kandidaten für
den Parteivorsitz der CDU erwähnt, aber in Hinsicht auf die Kontinuität einer
deutschen EU-Hegemonie, die sich über das Bündnis mit den USA globalstrategisch
rückversichert, liegen beide auf einer Linie. 

In Anbetracht der seit 2008 anhaltenden Krise des Kapitals und künftiger
Katastrophen sozialökologischer Art käme der nationalkonservativen Leitkultur,
die Merz propagiert, der Rang einer Staatsideologie zu, die den anwachsenden
Nationalchauvinismus herrschaftsstrategisch produktiv machte. Die im Vorfeld der
Wahl zum CDU-Parteivorsitz aufgezeigten Feindschaften und Konflikte mögen den
Theaterdonner der politischen Bühnenshow mit einem ordentlichen Wumms versehen,
für die Leitlinien eines Krisenmanagements, das vor diktatorischen und
kriegerischen Ermächtigungsschritten nicht zurückschrecken wird, sind sie fahle
Erinnerungen an eine parlamentarische Scharade von begrenzter Haltbarkeit. Was
Merkel einst mit "Durchregieren" gemeint hat, ist für die Zukunft der auf ihrem
Vermächtnis aufsattelnden Union Handlungsmaxime und Bekenntnis in einem.

31. Oktober 2018
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STATISTIK/494: 19,0 % der Bevölkerung Deutschlands von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 31.10.2018

19,0 % der Bevölkerung Deutschlands von Armut oder sozialer Ausgrenzung
bedroht

Anteil EU-weit bei 22,5 %



WIESBADEN - In Deutschland waren im Jahr 2017 rund 15,5 Millionen Menschen
von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht und damit 19,0 % der
Bevölkerung. Im Jahr 2016 waren es mit 16,0 Millionen Menschen noch 19,7 %
der Bevölkerung gewesen. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) nach den
Ergebnissen der Erhebung LEBEN IN EUROPA (EU-SILC) weiter mitteilt, betrug
der Anteil in der Europäischen Union (EU) im Jahr 2017 durchschnittlich
22,5 %.

Eine Person gilt als von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, wenn
mindestens eine der folgenden drei Lebenssituationen zutrifft: Ihr
Einkommen liegt unter der Armutsgefährdungsgrenze, ihr Haushalt ist von
erheblicher materieller Entbehrung betroffen oder sie lebt in einem
Haushalt mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung. Für jede dieser
Lebenssituationen kann jeweils der Anteil der Personen in der Bevölkerung
ermittelt werden, auf den diese Situation zutrifft:

Mit 16,1 % der Bevölkerung war jede sechste Person in Deutschland im Jahr
2017 armutsgefährdet (2016: 16,5 %). Das entsprach rund 13,1 Millionen
Menschen. Eine Person gilt nach der EU-Definition für EU-SILC als
armutsgefährdet, wenn sie über weniger als 60 % des mittleren Einkommens
der Gesamtbevölkerung verfügt (Schwellenwert der Armutsgefährdung). 2017
lag dieser Schwellenwert für eine alleinlebende Person in Deutschland bei 1
096 Euro im Monat, für zwei Erwachsene mit zwei Kindern unter 14 Jahren bei
2 302 Euro im Monat.

3,4 % der Bevölkerung in Deutschland waren im Jahr 2017 von erheblicher
materieller Entbehrung betroffen (2016: 3,7 %). Das bedeutet, dass ihre
Lebensbedingungen aufgrund von fehlenden finanziellen Mitteln eingeschränkt
waren. Sie waren zum Beispiel nicht in der Lage, ihre Rechnungen für Miete,
Hypotheken oder Versorgungsleistungen zu bezahlen, ihre Wohnungen
angemessen zu beheizen oder eine einwöchige Urlaubsreise zu finanzieren.
8,7 % der Bevölkerung unter 60 Jahren lebten in einem Haushalt mit sehr
niedriger Erwerbsbeteiligung, das heißt, die tatsächliche
Erwerbsbeteiligung der erwerbsfähigen Haushaltsmitglieder im Alter von 18
bis 59 Jahren betrug insgesamt weniger als 20 %. Im Jahr 2016 hatte der
Wert bei 9,6 % gelegen.

Im EU-Durchschnitt waren 16,9 % der Bevölkerung von Armut bedroht sowie 6,9
% von erheblicher materieller Entbehrung betroffen. 9,3 % lebten in einem
Haushalt mit sehr niedriger Erwerbsbeteiligung.



Methodische Erläuterungen zur Erhebung LEBEN IN EUROPA sowie zur Berechnung
von Armutsgefährdung und sozialer Ausgrenzung:

EU-SILC (European Union Statistics on Income and Living Conditions) ist die
EU-weit vergleichbare Datenquelle über Einkommen, Armut und
Lebensbedingungen in Europa. Für die Statistik gelten in allen
Mitgliedstaaten einheitliche Definitionen sowie methodische
Mindeststandards. Die amtliche Erhebung, deren Durchführung und
Aufbereitung den Mitgliedstaaten obliegt, wird in Deutschland seit 2005
jährlich unter der Bezeichnung LEBEN IN EUROPA durchgeführt.

Ein Kernindikator, der aus LEBEN IN EUROPA ermittelt wird, ist die
Armutsgefährdungsquote. Sie gibt an, wie hoch der Anteil der
armutsgefährdeten Personen an der Gesamtbevölkerung ist. Zur Berech­nung
der Armutsgefährdungsquote wird das von allen Haushaltsmitgliedern
tatsächlich erzielte Haushaltseinkommen des Vorjahres herangezogen (bei
LEBEN IN EUROPA 2017 bezieht sich das Haushaltseinkommen auf das Jahr
2016). Es setzt sich zusammen aus dem Einkommen aus selbstständiger und
unselbstständiger Erwerbstätigkeit, dem Einkommen aus Vermögen, Renten und
Pensionen sowie empfangenen laufenden Sozialtransfers - wie zum Beispiel
Arbeitslosengeld, Sozi­alhilfe oder Kindergeld. Direkte Steuern und
Sozialbeiträge sind abgezogen. Dieses Haushaltseinkommen wird auf die
Personen des Haushalts nach einem Gewichtungsschlüssel (Äquivalenzskala)
verteilt, der unterschiedliche Haushaltsstrukturen berücksichtigt sowie den
Umstand, dass Personen in einem Haushalt durch das Zusammenleben
Einspareffekte bei den laufenden Kosten erzielen.

Die Äquivalenzskala weist jeder Person im Haushalt ein Gewicht zu. Nach der
modifizierten OECD-Skala, die bei EU-SILC angewendet wird, erhält die erste
erwachsene Person stets das Gewicht 1. Jede weitere Person erhält ein
Gewicht, das die Größenordnung des Mehrbedarfs berücksichtigen soll, der
durch diese Person entsteht: Weitere Erwachsene und Kinder ab 14 Jahren
erhalten das Gewicht 0,5, Kinder unter 14 Jahren das Gewicht 0,3. So ergibt
sich bei einer Familie mit zwei Kindern unter 14 Jahren beispielsweise das
Gesamtgewicht 2,1. Das verfügbare Haushaltseinkommen wird nun durch die
Summe der Gewichte dividiert. Das so ermittelte Einkommen der Personen wird
als "bedarfsgewichtetes Äquivalenzeinkommen" bezeichnet und jeder Person im
Haushalt als persönliches Äquivalenzeinkommen zugeschrieben. Zu beachten
ist, dass es sich beim Äquivalenzeinkommen um eine fiktive Rechengröße
handelt.

Um das mittlere Einkommen zu ermitteln, wird der Median (Zentralwert)
verwendet. Dabei werden die Personen ihrem Äquivalenzeinkommen nach
aufsteigend sortiert. Der Median ist der Einkommenswert derjenigen Person,
die die Bevölkerung in genau zwei Hälften teilt. Das heißt, die eine Hälfte
hat mehr, die andere weniger Einkommen zur Verfügung. 60 % dieses
Medianwertes stellen den Schwellenwert für Armutsgefährdung dar.

Im Frühjahr 2010 beschloss der Rat der Europäischen Union die Strategie
Europa 2020. Eines der Kernziele der Europäischen Union ist dabei die
Verminderung von Armut und sozialer Ausgrenzung. Für die Messung der
Gefährdungslagen wurden zusätzlich zur Armutsgefährdungsquote zwei weitere
Sozialindikatoren auf der Grundlage von EU-SILC eingeführt: der Anteil der
Bevölkerung mit erheblicher materieller Entbehrung (auch: erhebliche
materielle Deprivation) und der Anteil der Personen, die in einem Haushalt
mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung (auch: Erwerbslosenhaushalt) leben.

Erhebliche materielle Entbehrung liegt nach der EU-Definition für EU-SILC
dann vor, wenn aufgrund der Selbsteinschätzung des Haushalts mindestens
vier der folgenden neun Kriterien erfüllt sind:

1. Finanzielles Problem, die Miete, Hypotheken oder Rechnungen für
Versorgungsleistungen rechtzeitig zu bezahlen.

2. Finanzielles Problem, die Wohnung angemessen heizen zu können.

3. Finanzielles Problem, unerwartete Ausgaben in einer bestimmten Höhe aus
eigenen finanziellen Mitteln bestreiten zu können.

4. Finanzielles Problem, jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder eine
gleichwertige vegetarische Mahlzeit einnehmen zu können.

5. Finanzielles Problem, jährlich eine Woche Urlaub woanders als zu Hause
zu verbringen.

6. Fehlen eines Pkw im Haushalt aus finanziellen Gründen.

7. Fehlen einer Waschmaschine im Haushalt aus finanziellen Gründen.

8. Fehlen eines Farbfernsehgeräts im Haushalt aus finanziellen Gründen.

9. Fehlen eines Telefons im Haushalt aus finanziellen Gründen.

Ein Haushalt mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung liegt nach der
EU-Definition für EU-SILC dann vor, wenn die tatsächliche
Erwerbsbeteiligung (in Monaten) der im Haushalt lebenden, erwerbsfähigen
Haushaltsmitglieder im Alter von 18 bis 59 Jahren insgesamt weniger als 20
% der potenziellen Erwerbsbeteiligung des Haushalts beträgt. Ein Beispiel:
In einem Haushalt leben zwei erwerbsfähige Haushaltsmitglieder, die beide
im vorangegangenen Jahr jeweils 12 Monate gearbeitet haben (2 x 12
Erwerbsmonate). Ihre Erwerbsbeteiligung beträgt also 100 % ihrer
potenziellen Erwerbsbeteiligung. Arbeitete nur eines der beiden
erwerbsfähigen Haushaltsmitglieder 12 Monate im vorangegangenen Jahr und
das andere Haushaltsmitglied gar nicht, würde die Erwerbsbeteiligung des
Haushalts insgesamt dagegen nur noch 50 % betragen. Die tatsächliche
Erwerbsbeteiligung des Haushalts ist hier also nur halb so hoch wie
potenziell möglich. Arbeitete diese Person dagegen nur 4 Monate im
vorangegangenen Jahr, würde die Erwerbsbeteiligung des Haushalts auf
weniger als 20 % (20 % wären 4,8 Monate) sinken. Nach der oben genannten
Definition würde für diesen Haushalt eine sehr geringe Erwerbsbeteiligung
vorliegen.

Armut oder soziale Ausgrenzung ist nach der EU-Definition für EU-SILC dann
gegeben, wenn eines oder mehrere der drei Kriterien "Armutsgefährdung",
"erhebliche materielle Entbehrung", "Haushalt mit sehr geringer
Erwerbsbeteiligung" vorliegen.


Weiteres

Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA liegen im Themenbereich Lebensbedingungen,
Armutsgefährdung vor. Methodische Hinweise zur Erhebung befinden sich in
den Erläuterungen zur Statistik.

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat)
veröffentlicht die Ergebnisse aller an EU-SILC (European Union Statistics
on Income and Living Conditions) teilnehmenden Länder in seiner Datenbank.
Für weitere amtliche EU-Statistiken steht der Europäische Datenservice
(EDS) zur Verfügung.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 421 vom 31.10.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2871: Mindestlohn muss vor Armut schützen (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 31. Oktober 2018

Mindestlohn muss vor Armut schützen

Zur Anpassung des Mindestlohnes erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:



"Die Forderung von Bundesminister Olaf Scholz, den Mindestlohn auf zwölf
Euro anzuheben, ist richtig. So kann Armut in Deutschland wirksamer
bekämpft werden. Zudem sind Mechanismen erforderlich, die eine dynamisierte
und jährliche Anpassung gewährleisten. Dies ist insbesondere geboten, um
der Gefahr der Altersarmut vorzubeugen. Deshalb darf es auch keine
Ausnahmen vom Mindestlohn geben. Die im Mindestlohngesetz genannten
Ausnahmen für unter 18-Jährige sowie für Langzeitarbeitslose müssen
abgeschafft werden."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 32/2018 vom 31. Oktober 2018

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06732: Karpow im Netz der englischen Jugend (SB)


Immer schon besaßen die Engländer eine äußerst starke Nachwuchsriege.
Man denke da nur an Daniel King oder Stuart Conquest, die zu Beginn
der 1980er Jahre für Aufsehen sorgten, nicht zu vergessen natürlich
Nigel Short, der später immerhin um die Weltmeisterschaft kämpfte. Im
Volk mit dem gesunden Menschenverstand und der gelungenen Mischung aus
Tradition und Fortschrittsgeist fand das Schachspiel seit jeher
breitesten Anklang. Davon konnte sich auch der FIDE-Weltmeister
Anatoli Karpow überzeugen, als er 1982 ein Simultanmatch gegen 25
englische Junioren in London gab. Sechseinhalb Stunden lief er sich
die Hacken ab und mußte sich tüchtig anstrengen, bis er endlich elf
Partien gewann, elfmal ins Remis einschlagen und viermal aufgeben
mußte. Gerade die Verlustpartien des Weltmeisters dokumentierten das
hohe Leistungsniveau der englischen Sprößlinge. Im heutigen Rätsel der
Sphinx hatte ihm sein Kontrahent Cox zuletzt mit 1...Le7-h4! eine
verteufelte Falle gestellt. In einer ernsten Turnierpartie mit
genügend Bedenkzeit hätte sich Karpow wohl nicht mit 2.Tg3xg7? blind
ins Verderben gestürzt, sondern besonnen 2.Tg3-f3 gespielt. So jedoch
konnte jugendlicher Scharfsinn gar einen Weltmeister überrumpeln,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06732: Karpow im Netz der englischen Jugend (SB)]



Karpow - Cox

London 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Natürlich nahm Botwinnik nach 1...Sd7-b8 nicht den schwarzen b-Bauern,
worauf Aljechin nach 2...Kd8-c7!, gefolgt von 3...Sb8-c6, durchaus
noch gute Remischancen gehabt hätte, sondern spielte 2.Tc6-g6!, um
sich nach 2...Kd8-c7 3.Sd3-e5 Sb8-a6 4.Tg6-g7+ - noch schneller hätte
4.Tg6-g5 gewonnen - 4...Kc7-c8 5.Se5-c6 Tf5-f6 6.Sc6-e7+ Kc8-b8
7.Se7xd5 Tf6-d6 8.Tg7-g5 Sa6-b4 9.Sd5xb4 a5xb4 10.Tg5xh5 einen viel
wichtigeren schwarzen Bauern zu holen. Der Rest war nur noch eine
Sache der Technik: 10...Td6-c6 - 10...Td6xd4 11.Th5-f5 Kb8-c7 12.h4-h5
- 11.Th5-b5 Kb8-c7 12.Tb5xb4 Tc6-h6 13.Ke2-d3 und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 1. November 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2316: Leichtgewicht - ein tollkühnes Wagnis ... (SB)




Mikey Garcia nimmt Errol Spence aufs Korn

Mikey Garcia hat den IBF-Titel im Leichtgewicht niedergelegt, da er
kein Interesse an dem vom Verband angeordneten Kampf gegen den
Pflichtherausforderer Richard Commey hat. Statt dessen verfolgt er die
Absicht, zwei Limits aufzusteigen und sich im Weltergewicht mit dem
IBF-Champion Errol Spence zu messen. Da dieses attraktive Duell vom
Sender Showtime im Pay-TV übertragen würde, stünde beiden Akteuren
eine ansehnliche Börse in Aussicht, wobei der Sieger den Anspruch
bekräftigen könnte, zu den besten Boxern der Branche zu gehören.
Garcia bleibt weiter Weltmeister des WBC im Leichtgewicht, so daß ihm
in jedem Fall offenstünde, in dieses Limit zurückzukehren und den
Titel zu verteidigen. Man kann wohl davon ausgehen, daß er die
Entscheidung je nach Ausgang des Kampfs gegen Spence treffen will.

Der in 39 Auftritten ungeschlagene Garcia ist inzwischen 30 Jahre alt
und weiß, daß er im Leichtgewicht weder die erhoffte Reputation
erlangen noch außergewöhnliche Einkünfte erzielen kann. Um vom
breiteren Boxpublikum als namhafter Star wahrgenommen zu werden, muß
er im Weltergewicht antreten, wo sich die Prominenz tummelt. Das
Problem ist allerdings, daß der in 24 Kämpfen unbesiegte Errol Spence
nicht nur als bester Akteur dieser Gewichtsklasse gilt, sondern nach
Auffassung vieler Experten den körperlich unterlegenen Garcia
regelrecht auseinandernehmen wird. Dessen ungeachtet sind Mikey wie
auch sein Bruder und Trainer Robert Garcia davon überzeugt, Spence
ausboxen zu können. [1]

Die beiden Lager hatten dem IBF vor einiger Zeit mitgeteilt, daß eine
Einigung erzielt worden sei, worauf die bereits anberaumte
Versteigerung der Austragungsrechte abgesagt wurde. Wie üblich setzte
der Verband den Parteien eine zweiwöchige Frist, um die
unterzeichneten Verträge vorzulegen. Während jedoch Commeys Promoter
Lou DiBella dieser Aufforderung nachkam, galt das nicht für Garcias
Team. Wie Mikey Garcia zur Begründung anführte, habe er den Titel
niedergelegt, da die von der IBF gesetzte Frist zu kurz gewesen sei,
um den Kampf gegen Commey gründlich auszuhandeln. Grundsätzlich habe
er verschiedene Optionen, bevorzuge aber definitiv einen Kampf gegen
Errol Spence. [2]

Nachdem Garcia den Gürtel der IBF zurückgegeben hatte, nominierte der
Verband den nächstbesten verfügbaren Kandidaten, mit dem 31jährigen
Richard Commey aus Ghana um den vakanten Titel zu kämpfen. Laut
aktueller Rangliste ist das der an dritter Stelle aufgeführte 25 Jahre
alte Russe Isa Tschanijew. Commey, der 27 Auftritte gewonnen und zwei
verloren hat, mußte sich 2016 Denis Schafikow und Robert Easter in
einem Titelkampf geschlagen geben. Zuletzt hat er mit Hedi Slimani,
Alejandro Luna und Yardley Armenta Cruz drei wenig bekannte Gegner
besiegt. Der Verband hat den beiden Lagern eine Frist bis 30. November
gesetzt, sich über die Modalitäten des Kampfs zu einigen. Sollte bis
dahin keine Übereinkunft erzielt werden, käme es zu einer
Versteigerung.

Lou DiBella zeigte sich nicht sonderlich überrascht von der
Entscheidung Garcias, den Titel niederzulegen. Daß Mikey verschiedene
Pläne gewälzt habe, sei kein Geheimnis gewesen. Er werde nun daran
arbeiten, den Kampf gegen Tschanijew sobald wie möglich auf die Beine
zu stellen. Richard Commey wolle sich mit den besten Rivalen seiner
Gewichtsklasse messen, doch da Garcia nun abgesprungen sei, werde er
eben den Russen besiegen und neuer IBF-Weltmeister werden.

Im März war Mikey Garcia ins Halbweltergewicht aufgestiegen, um dort
den amtierenden IBF-Champion Sergej Lipinets herauszufordern.
Wenngleich dieser als schwächster Weltmeister der Gewichtsklasse galt,
kostete es den Herausforderer einen überaus harten Kampf, um am Ende
einstimmig nach Punkten die Oberhand zu behalten. Die Wertung fiel mit
116:111, 117:110 und 117:110 nach Auffassung diverser Fachleute zu
deutlich zugunsten Garcias aus, dessen schwer gezeichnetes Gesicht von
zahlreichen Treffern zeugte, die er auf dem Weg zum Erfolg eingesteckt
hatte. Als der Verband wenig später eine Titelverteidigung gegen den
Pflichtherausforderer Ivan Barantschik anordnete, legte Garcia den
Titel im April nieder. Der in 19 Kämpfen ungeschlagene Russe galt als
zäher und gefährlicher Kandidat, dem Garcia offenbar lieber aus dem
Weg ging.

Statt dessen kehrte er in seine angestammte Gewichtsklasse zurück und
nahm dort am 28. Juli in Los Angeles Robert Easter den IBF-Titel ab.
Ging man zunächst davon aus, daß er im Leichtgewicht bleiben werde, um
sich auch die beiden restlichen Gürtel zu sichern, zeichnet sich nun
ab, daß er Errol Spence im Weltergewicht aufs Korn nimmt. Da Garcia
keine näheren Einzelheiten preisgab, ist derzeit nicht bekannt, wie
weit die Verhandlungen mit Spence gediehen sind. Weil aber beide
Akteure bei dem Berater Al Haymon unter Vertrag stehen, sollte die
Einigung nicht allzu schwierig sein, so daß es vermutlich im Februar
oder März 2019 zu diesem Kampf kommen wird.

Nachdem Garcia bereits Weltmeister in vier verschiedenen
Gewichtsklassen geworden ist, will er sich also einen Titel im fünften
Limit sichern. Daß er dabei mit dem 28jährigen Errol Spence aus DeSoto
in Texas auf Anhieb die härteste Nuß knacken möchte, ist ein denkbar
kühnes, aber insofern nachvollziehbares Unterfangen, als es dabei um
mehr als den Gürtel und eine hohe Börse geht. Wie sein Promoter
Richard Schaefer von Ringstar Sports unterstreicht, haben beide
Akteure Interesse an diesem Prestigeduell bekundet. Er habe mit Mikey
ausführlich darüber gesprochen, auf dessen Wort man sich verlassen
könne. Garcia sei stolz auf die Titel, die er bislang gewonnen habe.
Wer jedoch wie er zu den besten Akteuren aller Gewichtsklassen gehöre,
suche die größte Herausforderung und die spektakulärsten Kämpfe.
Deshalb lege er sich auf Errol Spence fest. Hier träfen zwei namhafte
Boxer auf dem Höhepunkt ihres Könnens zu einem der bedeutendsten
Duelle aufeinander, die gegenwärtig möglich seien.

Wie Schaefer einräumt, stünden die Gespräche noch längst nicht vor dem
Abschluß. Er werde sich mit Garcia und Al Haymon zusammensetzen, um
eine Vereinbarung herbeizuführen, die für beide Seiten akzeptabel sei.
Vieles sei in den laufenden Verhandlungen noch zu klären, doch Mikey
Garcia habe mit dem Verzicht auf den IBF-Titel im Leichtgewicht ein
substantielles Zeichen gesetzt, wie ernst es ihm sei. Er wolle Spence
und keinen anderen. Also gelte es nun, intensiv an der Realisierung
dieses Kampfs zu arbeiten, die man nicht übers Knie brechen könne.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/mikey-garcia-vacates-ibf-lightweight-title/

[2] tv5.espn.com/boxing/story/_/id/25130434/mikey-garcia-vacates-ibf-lightweight-title-eye-errol-spence-jr-fight-welterweight
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





INITIATIVE/453: Neue Kastrationsaktion für Straßenkatzen in Niedersachsen (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 29. Oktober 2018

Neue Kastrationsaktion für Straßenkatzen in Niedersachsen



In Niedersachsen wird erneut eine landesweite Kastrationsaktion für frei
lebende Straßenkatzen durchgeführt. Im Aktionszeitraum vom 1. November bis
15. Dezember 2018 können Tierschutzvereine, Tierheime und Betreuer von
Futterstellen alle Katzen, denen kein Besitzer zugeordnet werden konnte,
kostenlos von einem Tierarzt kastrieren lassen. Zusätzlich werden die
Katzen gekennzeichnet und registriert, etwa bei FINDEFIX, dem
Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes, um sie zukünftig
identifizieren zu können. Der Deutsche Tierschutzbund und der Deutsche
Tierschutzbund Landestierschutzverband Niedersachsen unterstützen die
Aktion mit jeweils 15.000 Euro.

"Die Kastration ist die einzige nachhaltige Lösung, den Teufelskreis der
unkontrollierten Fortpflanzung bei Straßenkatzen zu durchbrechen", sagt
Dieter Ruhnke, Vorsitzender des Landestierschutzverbandes Niedersachsen.
"Die Kastrationsaktion ist bei geschätzten 200.000 Straßenkatzen in
Niedersachsen dringend notwendig. Wir freuen uns sehr, dass es nun in eine
zweite Runde geht." Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes, ergänzt: "Um das Problem langfristig ganzheitlich zu
lösen, braucht es eine bundesweite Kastrationspflicht. Bislang haben wir
eher einen Flickenteppich, einzelne Kommunen gehen mit gutem Beispiel
voran." In Niedersachsen haben bisher rund 300 Kommunen ein
Kastrationsgebot erlassen.

Straßenkatzen stammen ursprünglich von unkastrierten Katzen mit Freigang
aus Privathaushalten ab und führen einen harten Kampf ums Überleben. Um
dieses Elend einzudämmen, hatte das Land Niedersachsen mit dem Deutschen
Tierschutzbund, dessen Landestierschutzverband Niedersachsen, der
Tierärztekammer Niedersachsen und anderen Tierärzte- und
Tierschutzorganisationen die landesweiten Kastrationsaktionen gestartet.
Tierärzte verzichten pro Eingriff auf 25 Euro ihres Honorars. Die erste
Aktion in Niedersachsen wurde im Frühjahr diesen Jahres erfolgreich
durchgeführt: Rund 2.400 Katzen wurden kastriert, gekennzeichnet und
registriert. Das zur Verfügung stehende Geld war schon nach der Hälfte der
geplanten Projektlaufzeit aufgebraucht.

"Die Straße ist grausam. Kastration harmlos."

Mit der Kampagne "Die Straße ist grausam. Kastration harmlos." macht der
Deutsche Tierschutzbund immer wieder auf die Situation und das Leid der
Straßenkatzen aufmerksam. Mehr Informationen unter:

www.tierschutzbund.de/katzenschutz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 29. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/474: Wildkatzen droht besonders im Herbst der Tod an der Straße (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 29. Oktober 2018

Wildkatzen droht besonders im Herbst der Tod an der Straße



Berlin: Junge Europäische Wildkatzen verlassen in diesen Wochen den
Ort ihrer Geburt, um sich eigene Reviere zu suchen. Die weiteste
dokumentierte Wanderung eines Wildkatzenkaters war 30 Kilometer. Dabei
begeben sich jungen Katzen im Alter von circa einem halben Jahr
oftmals auf eine gefährliche Wanderschaft, denn vielerorts wird ihr
Lebensraum von vielbefahrenen Verkehrswegen durchschnitten. Vielen
jungen Wildkatzen droht so der Tod an der Straße.

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) bittet
Autofahrer gegenwärtig um besondere Achtsamkeit im Straßenverkehr,
insbesondere in waldreichen Gegenden. "Der Straßentod gilt als die
häufigste, unnatürliche Todesursache bei ausgewachsenen Wildkatzen",
so Friederike Scholz, Wildkatzenexpertin des BUND. "Für den Erhalt der
Wildkatzenbestände in Deutschland stellen Verkehrsunfälle eine ernste,
dauerhafte Bedrohung dar. Mit der Zeitumstellung verlagert sich zudem
nun noch mehr Verkehr in die dunklen Tagesstunden, sodass sich das
Risiko für die dämmerungs- und nachtaktiven Wildtiere nochmals
erhöht."

Zahlen zu Wildunfällen mit Wildkatzen in Deutschland gibt es leider
nur punktuell, denn nicht alle Bundesländer erfassen die Fälle
systematisch. In Hessen wurden beispielsweise von 2009-2013
durchschnittlich 35 tote Wildkatzen jährlich an Straßen gefunden, mit
steigender Tendenz. Niedersachsen meldete im Zeitraum von 2010 bis
2014 insgesamt 111 tote Tiere. Dabei ist davon auszugehen, dass die
Dunkelziffer noch viel höher ist und viele überfahrene Wildkatzen
unentdeckt bleiben.

Um die Datenlage über die Todesursachen von Wildkatzen zu verbessern,
führt der BUND in Rheinland-Pfalz ein Projekt zur Etablierung eines
landesweiten, standardisierten Totfundmonitorings für Wildkatzen
durch. Gefördert wird dieses Vorhaben durch das Ministerium für
Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz unter
fachlicher Leitung des Landesamtes für Umwelt. Das zentrale Register
soll dabei helfen, Unfallschwerpunkte zu identifizieren und zu
entschärfen.

Jede verunglückte Wildkatze stellt einen herben Verlust für die
geschützte Art dar. Wildkatzenexpertin Scholz rät Autofahrern deshalb,
besonders in waldreichen Gegenden und in der Dämmerungszeit auf die
Geschwindigkeitsbegrenzungen und allgemeine
Wildwechsel-Verkehrsschilder zu achten. "Behalten Sie den Straßenrand
rechts und links im Auge. Blenden Sie nicht das Fernlicht auf, wenn
ein Tier zu sehen ist, sondern hupen Sie, damit das Tier flüchten
kann." Wichtig dabei: Immer die eigene Sicherheit beachten.

Die Wildkatze hat sich in den vergangenen Jahren in Deutschland weiter
ausgebreitet, etwa 7000 bis 10 000 Tiere durchstreifen unsere Wälder.
Sie ist in weiten Teilen Mittel-, Südwest- und Süddeutschlands wieder
heimisch, doch auch in Sachsen und dem nördlichen Niedersachsen gibt
es nach langer Abwesenheit wieder erste gesicherte Wildkatzen. Der
BUND setzt sich seit Jahrzehnten für den Schutz der Wildkatze ein,
unter anderem indem er die Lebensräume wieder miteinander vernetzt.
Mit Unterstützung von Freiwilligen pflanzt der BUND in ganz
Deutschland sogenannte "grüne Korridore" aus Bäumen und Büschen
zwischen naturnahen Wäldern. Diese Wanderkorridore bieten den
Wildkatzen Schutz und Deckung bei der Eroberung neuer Lebensräume.

Aus Sicht des BUND müssen Politik und Behörden jedoch noch viel
stärker als bisher handeln: "Wir brauchen viel mehr Grünbrücken und
andere Querungsmöglichkeiten über Straßen - für die Wildkatze und auch
für andere Tiere. Zudem gehört unser Straßennetz zu den dichtesten der
Welt. Die letzten unzerschnittenen Lebensräume müssen bewahrt werden
und dürfen nicht dem Straßenbau geopfert werden", so Scholz.



Weitere Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/wildkatze

www.bund-rlp.de/themen/tiere-pflanzen/wildkatze/totfundmonitoring

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 29.10.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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FILM/093: Die Heide stirbt - Historischer Film und Geschichten auf platt, Ehrhorn, 18.11. (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 30. Oktober 2018

Veranstaltungshinweis

Die Heide stirbt

Historischer Film und Geschichten auf platt im Walderlebnis Ehrhorn:
Nachmittag mit Gästeführerin Erika Jaschinski am brennenden Kamin



(Ehrhorn) Das Waldpädagogikzentrum (WPZ) Lüneburger Heide lädt am
Sonntag, den 18. November 2018 zu einem gemütlichen Filmnachmittag in
das Walderlebnis Ehrhorn ein. Gezeigt wird der 1931 gedrehte Film "Die
Heide stirbt".

"De nee'e Tied un ne annere Mood, geiht öwer de Heid und bringt ehr
den Dood" - so die Überschrift in dem über 85 Jahre alten Film.
Gezeigt werden Natur- und Landschaftsaufnahmen aus Heide, Moor und
Geest im ehemaligen Landkreis Zeven. Es ist eine Dokumentation über
das Leben und Arbeiten der Menschen in Landwirtschaft und Handwerk.
Aber auch die Trachten, Bräuche, Hochzeit und Beerdigung werden
gezeigt.

WPZ-Leiterin Annika Böhm freut sich, Erika Jaschinski in der Tracht
der Börde Sittensen begrüßen zu können: "Der Film zeigt die heimische
Landschaft einer vergangenen Zeit und regionale Traditionen, die heute
fast vergessen sind. Es wird ein gemütlicher Nachmittag mit Kaffee und
Kuchen." Anschließend gibt die Gästeführerin noch ein kleines
Beiprogramm mit Informationen und Geschichten auf platt.

Veranstaltungsort:

WPZ Lüneburger Heide - Walderlebnis Ehrhorn

(Ehrhorn 1, 29640 Schneverdingen)

Termin:

Sonntag, d. 18. November 2018 um 15.00 Uhr

Eintritt 5,- Euro inkl. Kaffee und 1 Stück Butterkuchen

Anmeldung erforderlich bis zum 15.11.2018

unter 05198 / 987120 oder

E-Mail: wpz.lueneburger-heide@nlf.niedersachsen.de

Das Walderlebnis Ehrhorn des Waldpädagogikzentrums (WPZ) Lüneburger
Heide ist eine Bildungseinrichtung der Niedersächsischen
Landesforsten. Es gehört zum Forstamt Sellhorn und liegt inmitten des
Naturschutzgebietes Lüneburger Heide zwischen den Ortschaften
Wintermoor und Bispingen.

Weitere Informationen, Ansprechpartner und Termine finden Sie unter

 www.ehrhorn-heide.de

 * 

Quelle:

Presseinformation - 30.10.2018

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1, 29646 Bispingen

Tel: 05192-8884536

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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MELDUNG/033: Weltvegantag - Kochbuch "Tierschutz genießen" geht in die zweite Auflage (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 30. Oktober 2018

Weltvegantag (1. November)

- Kochbuch "Tierschutz genießen" geht in die zweite Auflage

- Erlös fließt in Tierschutzprojekte



Zum Weltvegantag am 1. November geht das vegane Kochbuch "Tierschutz
genießen" des Deutschen Tierschutzbundes in die zweite Auflage - und das
nur ein Jahr nach der Erstveröffentlichung. Im Kochbuch stellen 32
Profiköche 80 Rezepte vor, die ganz ohne tierische Inhaltsstoffe auskommen.
Der Erlös der ersten Auflage floss vor kurzem in die Rettung von zwei
Schweinen, die nun im Tierschutzzentrum Weidefeld ein neues Zuhause
gefunden haben. Auch der Erlös der zweiten Auflage soll in
Tierschutzprojekte fließen.

"Die vegane Ernährung und Lebensweise ist auf dem Vormarsch - das zeigt
auch der Erfolg unseres Kochbuchs", sagt Verena Jungbluth, Leitung
Veganismus beim Deutschen Tierschutzbund. "Immer mehr Menschen erkennen,
wie lecker und kreativ pflanzliche Gerichte sind und dass sie sich so ganz
leicht für den Tierschutz und Tiere stark machen können - denn jede
Mahlzeit zählt." Das Kochbuch bietet neben den Rezepten auch Infos des
Deutschen Tierschutzbundes zu den Hintergründen der veganen Lebensweise und
zu Tieren, wie Huhn, Schwein oder Kuh. In liebevollen Zitaten beschreiben
die Köche, was Tierschutz für sie bedeutet und warum sie sich für das
Buchprojekt engagieren.

Erlös der ersten Auflage für Schweine in Not

Mit dem Kauf des Buches machen sich die Leser nicht nur für die Tiere
stark, indem sie vegan kochen, sondern auch, weil sie den Tierschutz ganz
konkret unterstützen. So kam der Erlös aus dem Verkauf der 1. Auflage aus
2017 dem Tier-, Natur- und Jugendzentrum Weidefeld des Deutschen
Tierschutzbundes zu Gute, wo Tieren in Not ein artgerechtes Leben
ermöglicht wird. "Mit dem Geld aus dem Kochbuch-Verkauf konnten wir den
zwei Schweinen "Rübe" und "Wurzel" ein Zuhause geben", sagt Dr. Katrin
Umlauf, Leiterin des Tierschutzzentrums. Studierende einer tierärztlichen
Fakultät retteten die beiden als Jungtiere, päppelten sie auf und
vermittelten sie schließlich an einen Privathalter. Dieser konnte die
Schweine zuletzt aufgrund einer Erkrankung nicht mehr halten. Wegen der
sich ausbreitenden Afrikanischen Schweinepest wurden die Tiere jedoch von
jeder denkbaren Einrichtung abgelehnt; es drohte die Einschläferung. "Rübe
und Wurzel genießen ihr neues Leben sichtlich. Mittlerweile konnten sie von
der Quarantäne ins Freilandgehege umziehen und gehen mit den anderen
Schweinen auf Tuchfühlung", berichtet Dr. Umlauf.


Das Kochbuch "Tierschutz genießen" ist für 19,95 Euro im Buchhandel
vor Ort und online erhältlich. 224 Seiten, NeunZehn Verlag, Berlin, 2.
Auflage 2018, ISBN: 978-394-718-80-79.

Weitere Infos:

www.tierschutz-genießen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 30. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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